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Ziele der Befragung 
Seit Jahren engagieren sich die gemeinnützigen Vereine panSol  und Energiestammtisch Südburgenland 
(EST-S-Bgld) für mehr Klimaschutz, Naturschutz, Ressourcenschonung und Erneuerbare Energie. Die 
Bewusstseinsbildung ist eine der vordringlichsten Maßnahmen, um Erfolge in diesen Bereichen zu 
erzielen. So bietet auch eine Wahl die Möglichkeit, die Programme der werbenden Parteien auf ihre 
Ambitionen zu hinterfragen und gleichzeitig eine Auseinandersetzung mit der Thematik sowohl bei 
Politikern als auch bei den Wählern in Gang zu bringen. 

Kurz zusammengefasst werden bei der Befragung folgende Bereiche beleuchtet: 

1 Wie sehr sind Klimaschutz, „energieautarkes“ Burgenland oder „100% Erneuerbare Energie im 
Burgenland“ ein Anliegen der Partei? 

2 Wie intensiv verfolgt die Partei eine Ökologisierung der Wirtschaft? 

3 Mit welchen Mitteln möchte die Partei Klimaschutzmaßnahmen umsetzen? 

4 Welche Kurskorrekturen wird die Partei ergreifen, wenn erkennbar ist, dass die eigene Strategie 
das gesetzte Ziel verfehlt? 

Die Stellungnahmen der Parteien werden von den Experten der Klimaschutzvereine hinterfragt und 
kommentiert werden. Die Ergebnisse werden der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

Nicht zuletzt werden wir anhand des Ergebnisses dieser Befragung die später regierende(n) Partei(en) an 
ihre Versprechen und Ziele erinnern. 

Wir bitten Sie die Fragen kurz und gewissenhaft zu beantworten. Stellen Sie eventuelle Rückfragen bitte 
an eine der oben angeführten Personen. 



Die Fragen 
Bemerkung: Nachfolgend wird der Begriff „energieautark“ im Sinne folgender Definition 
verwendet: 

Es wird im Jahresdurchschnitt soviel Energie aus eigenen erneuerbaren Quellen erzeugt, wie 
verbraucht wird. Eine jederzeitige, d.h. tages- und jahreszeitliche, 100%-ige Deckung wird dabei 
nicht berücksichtigt; letzteres ist auch ökologisch nicht unbedingt erforderlich. 

Die Beantwortung der Fragen erfolgte durch  

SPÖ: LAbg. Bgm. Christian Illedits, Klubobmann SPÖ Burgenland 

ÖVP: LAbg. Bgm. Willi Heißenberger, Energiesprecher ÖVP Burgenland 

FPÖ: NAbg. Ing. Norbert Hofer, Energiesprecher FPÖ 

GRÜNE: LAbg. Mag.a Grete Krojer, Bereichssprecherin für Energie, Umwelt, Verkehr 

LISTE BGLD: Bgm. Manfred Kölly Spitzenkandidat LBL 

Als Initiatoren danken wir den fünf Politikern herz lich für die umfangreichen 
Rückmeldungen. Für uns sind die Antworten ein klare r Hinweis darauf, dass sich heute 
alle Parteien zu den Zukunftsthemen Energieautarkie  und Klimaschutz Gedanken 
machen.  

Gleichzeitig hoffen wir, dass die dokumentierten Id een und Bekenntnisse nicht in 
Schubladen verschwinden, sondern sich diese in der Politik der nächsten Jahre trotz des 
zu erwartenden Widerstands diverser Interessensvert retungen widerspiegeln werden. 
Besonders würde es uns freuen, wenn die Aktion dazu  geführt haben sollte, dass von 
allen Parteien gute Vorschläge der politischen Mitb ewerber anerkannt und in das eigene 
Programm eingeflochten werden. 

Ein Wermutstropfen der Aktion ist, dass nicht alle Fragen in der gebotenen Klarheit 
beantwortet wurden. Typisch für derartige Frage-Ant wort-Aktionen ist das Ausweichen 
auf Ebenen, auf die der Befragte keinen Einfluss zu  haben vorgibt. Gerade im Burgenland 
ist diese Argumentation allerdings wenig glaubwürdi g. Zahlreiche Landtagsabgeordnete 
sind Bürgermeister von bevölkerungsstarken burgenlä ndischen Gemeinde, haben 
Einflussmöglichkeit in der Bundesregierung, in den EU-Gremien und erst recht auf 
landesnahe oder landeseigene Betriebe.  

Wichtig ist es auf jeden Fall, den Lippenbekenntnis sen der Vertreter von 
Regierungsparteien eine „historische Bilanz“ gegenü ber zu stellen: Was wurde 
versprochen? Und was wurde erreicht? Ein gutes Beis piel dafür wären die 
österreichischen Kyoto-Ziele. 

Fairer Weise muss man dazu eines ergänzen: Parteien , die in der Vergangenheit noch 
nicht oder kaum Regierungs-Verantwortung übernommen  haben, können Versprechen 
tendenziell leichter abgeben. Sie haben aber dement sprechend auch das höhere Risiko, 
in Zukunft zu enttäuschen.  

Für uns ist dies ein Grund mehr, weiterhin ein wach sames Auge auf die Entwicklungen im 
gesamten Spektrum der politischen Parteien zu halte n. 

Dr. Günter Wind Dipl.-Ing. Dietrich Wertz 

 



Klimaschutz & Wahlwerbung: 

1. Die vergangenen Wahlkämpfe haben gezeigt, dass d ie Themen Energieautarkie, 
Umweltschutz und Klimaschutz nicht auf Ihren Wahlpl akaten erscheinen. 

Glauben Sie, dass diese Themen für den Wahlkampf un geeignet sind? 

SPÖ: Nein, keineswegs. Im SPÖ-Zukunftsforum sind die genannten Bereiche in allen 
Themenkreisen als fixe Bestandteile integriert. In unserem Programm für das Burgenland 
definierte Ziele wie z.B. „Vollbeschäftigung durch ökologisches Wachstum“, „Ökologisch 
leistbar Wohnen“, „Mit der Natur zu neuen Erfolgen“ oder „Strom- und Energieautarkie“ 
unterstreichen die Wichtigkeit der in der Frage genannten Themen als grundlegende 
Bestandteile unserer Kampagne. Die im Wahlkampf transportierten Informationen dürfen 
hierbei natürlich nicht auf die Slogans auf Plakaten reduziert werden, die ja wegen der 
gebotenen Kürze immer einen inhaltlichen Kompromiss darstellen. Die BurgenländerInnen 
informieren sich natürlich - weit über den Plakatinhalt hinausgehend - umfassend und 
erkennen die genannten Zusammenhänge. 

ÖVP: Nein. Energieautarkie, Umwelt- und Klimaschutz ist für die ÖVP nicht nur im 
Wahlkampf ein zentrales Thema.  
Die ÖVP steht wie in der Vergangenheit auch zukünftig zu dieser sehr wichtigen 
Problematik. 

FPÖ: Ich bin eigentlich recht froh darüber, dass dieses Thema nicht auf eine Botschaft mit 
drei Sätzen auf einem Plakat verkürzt wird. Sofort wäre dann wieder der Aufschrei der 
Arbeiterkammer einerseits und der Wirtschaftskammer andererseits zu hören, wonach 
erneuerbare Energie viel zu teuer und für die Wirtschaft ein Hemmnis wäre. Wir wissen, 
dass das Gegenteil der Fall ist und es gelingt auch immer mehr, die Vertreter jener 
Parteien, die diese beiden Interessensvertretungen dominieren, in mühevoller Kleinarbeit 
davon zu überzeugen. 

GRÜNE: Wahlplakate eignen sich nur wenig um Inhalte zu transportieren. Wir haben 
zumeist genau diese Themen unter dem sehr weiten Begriff Umweltschutz 
zusammengefasst. Das ist das wichtigste Kernthema der Grünen. Die Grünen forcieren seit 
Jahren die Energiewende, wo genau diese Begriffe enthalten sind. 

LISTE BGLD: Dem politischen Wahlkampf ist eigen, dass vordergründige 
Wahlkampfthemen sich in erster Linie aus aktuellen Anlässen ergeben und grundsätzliche 
Positionen ohne aktuellen Bezug im Hintergrund stehen. Derzeit überlagern Themen wie 
Einsparungsmaßnahmen, Sicherheit, Asylfragen etc. die sehr wesentlichen Bereiche wie 
Energieautarkie, Klima- und Umweltschutz, da diese die Bevölkerung derzeit unmittelbarer 
und spürbarer betreffen. Darüber hinaus beeinflusst vor allem die Medienberichterstattung 
sehr entscheidend die Entwicklung der Wahlkampfthematik. Werden bestimmte politische 
Anliegen von den Medien nicht wahrgenommen, existieren sie de facto in der öffentlichen 
Meinung nicht und kommen auch nicht im politischen Diskurs vor. Eine wirkungsvolle 
Thematisierung der von Ihnen angezogenen Bereiche wird nur im Zusammenspiel mit den 
Medien möglich sein. Eine einzelne politische Kampagne ohne mediale Unterstützung hat 
erfahrungsgemäß noch kein Wahlkampfthema etablieren können.  

Kommentar: 

Auffallend ist, dass die Kleinparteien keine großen Chance sehen, mit dem Thema 
Klimaschutz zu punkten, während SPÖ und ÖVP glauben, dass Klimaschutz von Ihnen im 
Wahlkampf ohnedies angesprochen wird. Bei der „Elefantenrunde“ am Mi., 5.5.2010 in 
Eisenstadt, haben aber weder Moderatoren noch Politiker diese Thematik direkt aufs Tapet 
gebracht. 

Jedenfalls ist Klimaschutz kein Thema, das im Wahlkampf zieht – das liegt nicht so sehr an 
den Ambitionen der Wahlkampfleiter. Klimaschutz hat auch in der Bevölkerung keinen so 
hohen Stellenwert, dass sich damit viele Wählerstimmen gewinnen lassen. Dies zeigt, dass 



noch viel Bewusstseinsbildungsarbeit nötig ist, damit verstanden wird, dass Klimaschutz 
nicht nur unsere Energiesysteme betrifft, sondern grundlegende Änderungen unsere 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystem erfordert, die aber auch sehr wohl große Chancen 
bieten unsere Lebensqualität zu verbessern. 

 

Klimaschutzziele: 

Österreich importiert über 70% seiner Energie aus dem Ausland. 80% des 
Primärenergieverbrauchs sind nicht-erneuerbar. Im Burgenländischen Energiemix 2001 
stammten nur 12,5% aus burgenländischer Erzeugung. 87,5% wurden aus dem Ausland bzw. 
aus den anderen Bundesländern importiert.  

2. Bis wann soll das Burgenland gemäß Ihrem Parteip rogramm soviel Energie aus 
erneuerbaren Energiequellen produzieren, wie es sel bst benötigt? 

SPÖ: Nachdem das Burgenland bis 2013 so viel Strom produzieren wird, als es benötigt, 
wurde 2009 ein "Energieteam Burgenland" installiert und beauftragt, Überlegungen und 
Maßnahmen zu erarbeiten, um bis 2020 so viel Energie aus Erneuerbaren Quellen zu 
produzieren, wie im Burgenland insgesamt benötigt wird. Dieses ehrgeizige Ziel wollen wir 
in den nächsten Jahren unbedingt erreichen. Neben der Energieproduktion muss parallel 
aber auch unser Potential in Sachen Energieeffizienz, also das Energiesparen, bestmöglich 
genutzt werden. 

ÖVP:   Strom:  2013 
Wärme:  Keine Jahreszahl, je früher desto besser 
Mobilität: Keine Jahreszahl, je früher desto besser 

FPÖ:  Österreich: 
Strom:  2020 
Wärme:  2040 
Mobilität:  2050 

Burgenland: 
Strom:  2015 
Wärme: 2030 
Mobilität: 2040 

GRÜNE:   Strom:  2013 
Wärme:  2020 
Mobilität: 2050 

LISTE BGLD: Zu diesem Punkt konkrete Jahreszahlen zu nennen, wäre unseriös, da die 
dazu notwendigen Kapazitäten noch nicht einmal auf dem Reißbrett zur Verfügung stehen. 
Oberstes Ziel muss es sein, die Versorgungssicherheit der Bevölkerung zu gewährleisten 
und den Anteil an erneuerbarer Energie kontinuierlich und regionalspezifisch verträglich 
auszubauen. Die Bereiche Strom, Wärme und Mobilität können unter dem Aspekt der 
Energieautarkie nur ganzheitlich betrachtet werden und schließen auch internationale 
Entwicklungen und die sich daraus ergebenden Entscheidungen (Bsp.: Verkehr, 
landwirtschaftliche Produktionsverhältnisse, Finanz- und Arbeitsmarktentwicklungen) mit 
ein. Einschlägige Studien rechnen mit Ausgaben in der Höhe von etwa 200 Milliarden Euro, 
um Österreich in den nächsten 15 bis Zwanzig Jahren energieautark machen zu können.  

Kommentar: 

Stromautark bis 2013 – alle bis auf LBL sind sich einig.  

Erfreulich ist, dass die SPÖ als Regierungspartei die Energieautarkie sogar optimistischer 
sieht als die Kleinparteien. 

Wir hoffen natürlich, dass die SPÖ das Ziel ernst nimmt – mit großen Ambitionen und hoher 
Motivationsleistung könnte dies durchaus möglich sein – doch wer motiviert die Bevölkerung, 



die Betriebe? In letzter Zeit wurde mit Hilfe des Landes für Gasheizungen + Solar geworben; 
und es lassen sich leider immer noch viele zu einer neuen Gasheizung bzw. einer neuen 
Ölheizung verführen und wir wissen, dass diese Heizung durchaus mindestens 15 bis 20 
Jahre halten – dann schreiben wir das Jahr 2030. Wie ist dann die Energieautarkie der SPÖ 
für 2020 zu verstehen? Etwa so: Burgenland heizt zwar noch mit Öl- und Gas und 
„exportiert“ z.B. Brennholz an Heiz- und Kraftwerke außerhalb des Burgenland, damit im 
Burgenland – so wie es derzeit beim Kraftwerk Wien Simmering der Fall ist. Wenn man nicht 
genau hinschaut, wird das als doppelter Klimaschutz verkauft: Burgenland ist energieautark, 
weil es ausreichend viel erneuerbare Energie exportiert und die Wiener rühmen sich, dass 
sie – natürlich importierte – erneuerbare Energieträger nützen. Der Politik kann das helfen – 
dem Klimaschutz und dem Autarkieziel hilft es wenig, denn das Geld fließt weiterhin reichlich 
zu den Öl- bzw. Gasscheichs. 

Wir sind neugierig, wie die SPÖ-Regierung die jetzt noch geförderten und vom Land Bgld 
beworbenen Gaskessel in 10 Jahren wieder aus den Heizräumen hinausbekommt – das ist 
auch erforderlich, um energieunabhängig zu sein. 

Die ÖVP hütet sich, für die Bereiche Wärme und Mobilität Jahreszahlen zu nennen, will die 
wichtigen Ziele aber immerhin so schnell wie möglich erreichen. 

Auffällig ist, dass LBL zwar behauptet, dass die notwendigen Kapazitäten „nicht einmal auf 
dem Reißbrett“ zur Verfügung stünden, dass sich jedoch schon abschätzen ließe, wie viel 
das Erreichen der Energieautarkie für ganz Österreich kosten wird. Tatsache ist weiters, 
dass nicht einmal die volkswirtschaftlich sinnvollen Maßnahmen, die unsere Nachbarländer 
zum Teil ergriffen haben, bei uns annähernd ausgeschöpft werden, und deshalb der Hinweis 
auf „internationale“ Entwicklungen als typische Alibihandlung zu betrachten ist. Die 
Entwicklung sollte unser Land besser aktiv mitgestalten anstatt sich auf „internationale 
Entwicklungen“ auszureden und zuletzt Getriebener einer negativen Entwicklung zu sein. 

 

3. Welchen Energiemix (Beiträge der Energieträger S onne, Wind, Biomasse, Wasser, 
Geothermie) streben Sie an, um das Burgenland „ener gieautark“ zu machen? 

SPÖ: ALLE vorhandenen und möglichen Ressourcen sollen für die Produktion von Energie 
herangezogen werden, und zwar in allen Größenordnungen und Bereichen.  
Sowohl die "private" Energieproduktion, wie kleine PV-Anlagen, Solaranlagen oder Kraft-
Wärme-Kopplungen als auch Anlagen auf gewerblicher oder kommunaler Basis und auch 
Großanlagen wie Windparks sind notwendig, um ein "energieautarkes" Burgenland zu 
schaffen. Durch neue, kostengünstigere Technologien und parallel zu optimierende 
Förderkulissen ist neben dem Schwerpunkt Windkraft insbesondere ein Aufschwung bei der 
solaren Energiegewinnung anzustreben.  

ÖVP: Regional angepasst. Die Strategie der ÖVP steht unter dem Motto: „Aus der Region 
für die Region“. 

FPÖ:  Windkraft   70 % 
  Biomasse   15 % 

 Sonne    10 % 
 Wasser, Geothermie   5 % 

GRÜNE: Es ist grundsätzlich wichtig, dass zunehmend mehr Augenmerk auf dezentrale 
Energieversorgung gelegt wird. Windenergie ist wichtig und soll auch ausgebaut werden, 
wobei die derzeitige Verdoppelung der Windräder von uns durchaus auch kritisch gesehen 
wird.  
Vielmehr sollte die Photovoltaik gefördert werden, weil sie dezentral erfolgen kann und die 
Haushalte energieunabhängig macht. Unter dem Motto „Mein Haus ist mein Kraftwerk“ 
fordern wir mehr Förderung durch die öffentliche Hand, wobei Tarifförderung besser ist als 
Investitionsförderungen. Eine 1:1-Einspeisung wäre aus unserer Sicht das einzig Richtige.  



Die Biomasse soll ergänzend ausgebaut werden, da sie am besten steuerbar ist, während 
Wind und Sonne nicht immer zur Verfügung stehen. 

LISTE BGLD: Da im Burgenland die Energiegewinnung aus Wasserkraft doch eher eine 
untergeordnete Rolle spielt, wird ein effizienter Energiemix wohl vorrangig aus Wind, 
Biomasse, Sonne und eventuell Geothermie bestehen.  

Kommentar: 

Die kostengünstigen erneuerbaren Energieformen Wasserkraft, Wind und Biomasse werden 
nur ca. 50% des derzeitigen Energiebedarfs decken zu können. Der Umstieg kann am 
einfachsten dann gelingen, wenn erstens kräftig Energie eingespart wird, zweitens die 
Solarenergienutzung – insbesondere die Photovoltaik – kräftigst ausgebaut wird und drittens 
die Biomasse im Winter als gespeicherte Energieform genau dann eingesetzt wird, wenn die 
übrigen witterungsabhängigen Energieformen zu wenig liefern. Von allen 3 Punkten sind 
derzeit kaum Ansätze zu erkennen. Der derzeitige Sonnenenergieanteil liegt weit unter 1% 
des gesamten Energiebedarfs. Gerade die Photovoltaik wird nicht nur vom Bund sondern 
auch vom Land (vermutlich aus Geldmangel) nur sehr eng begrenzt gefördert und kann sich 
unter diesen Rahmenbedingungen nicht ausreichend entwickeln. Positive Ansätze sind der 
zuletzt stärkere Druck energiesparend zu bauen und zu sanieren, sowie die begonnenen 
Ansätze zur Forcierung von Elektrofahrzeugen. Der SPÖ-Sager „durch neue 
kostengünstigere Technologien“ wirkt vermutlich mehr als Verzögerung: Neue Technologie 
sind bei der Einführung bisher nie günstig gewesen, denn betriebswirtschaftlich betrachtet 
müssen am Beginn des Produktlebenszyklus Entwicklungskosten eingespielt werden. In 
Deutschland, aber auch Italien, Frankreich und Tschechien forciert man Photovoltaik und es 
wurden bzw. werden wirklich viele Projekte umgesetzt. Dort hat man nicht auf neue 
Technologie gewartet, sondern vorhanden funktionierende umgesetzt. In Österreich wartet 
man immer (vergeblich) auf neue …, und sollte es Verbesserungen geben, dann werden 
diese nicht bei uns gemacht, sondern dort, wo man mit den bestehenden viel arbeitet. 

Und was meint wohl die ÖVP mit „regional angepasste Technologien“? Biomasse und 
Sonnenschein gibt es im ganzen Burgenland. Wasserkraft im Burgenland nur im kleinen 
Umfang. Sonnenenergie wird bei weitem nicht ausreichend schnell ausgebaut. Die ÖVP-
Formulierung klingt gut, aber hilft nicht wirklich weiter. 

Leider nutzte die Landespolitik in der Vergangenheit ihre Einflüsse bei BEWAG und BEGAS 
nicht im gebotenen Ausmaß, um über diesen Hebel Beiträge zur Energieautarkie zu leisten. 
Die Geschichte der Windkraft, der Photovoltaik und auch der „Kompromisslösung 
Erdgasauto“ beweist, dass Ideen fortschrittlicher Denker in diesem Bereich von Seiten der 
Landesnetzmonopolisten – von einigen internen Querdenkern abgesehen - stets unter dem 
Motto „Zuerst wird die Idee belächelt, dann bekämpft und am Ende waren wir ohnedies 
immer schon dafür“ behandelt wurden. 

Die Begleitung bzw. Beobachtung zahlreicher Projekte zeigt uns, dass landesnahe bzw. 
landeseigene Betriebe hier oft weniger fortschrittlich denken und handeln als Betriebe im 
Privateigentum. So verheizt z.B. die Kurbad Tatzmannsdorf AG Unmengen an Erdgas und 
arbeitet damit gegen das Ziel der Energieautarkie, anstatt aktiv eine nachhaltige Lösung 
auszuarbeiten und umzusetzen. 

 

4. Erachten Sie Importe von erneuerbaren Energieträ gern (insbes. Biomasse) als 
notwendig? 

SPÖ: Langfristig Nein. Je nach Anlassfall gibt es derzeit einen Austausch, also einen 
Handel mit Erneuerbaren Energieträgern. So wird unser Windstrom selbstverständlich auch 
teilweise exportiert, wie auch derzeit Biomasse teilweise in das Burgenland importiert wird.  
Wir streben für die Zukunft an, dass das Burgenland in der Jahresbilanz aus eigenen 
nachhaltigen Ressourcen jene Energie erzeugt, die wir benötigen. 



ÖVP: Nein, wenn wir einen sinnvollen Energiemix erreichen, können wir auf Importe 
verzichten. 

FPÖ: Nein. Ziel ist die Unabhängigkeit des Burgenlandes. Dem steht auch der Import 
Erneuerbarer Energieträger als Hemmnis gegenüber. 

GRÜNE: Nein. Die Grünen stehen eher für regionale Wertschöpfung und dezentrale 
Energieversorgung vor Ort. 

LISTE BGLD: Der Import von erneuerbaren Energieträgern wäre kontraproduktiv und 
widerspricht auch dem angestrebten Zustand der Energieautarkie. Die Erzeugung von 
Energie aus Biomasse darf nicht ausschließlich dem Kostenprinzip unterworfen werden, da 
ein solches den Import von billiger Biomasse (deren Gestehungsgeschichte in der Regel 
nicht bekannt ist) forcieren würde. Vielmehr ist die nachhaltige Nutzung der Eigenerzeugung 
von Biomasse entsprechend fiskaltechnisch zu bevorteilen und mit optimierten gesetzlichen 
Rahmenbedingungen zu versehen. (z. Bsp. besseres, umfassenderes Ökostromgesetz zur 
wirtschaftlicheren/kostengünstigeren Nutzung von erneuerbarer Energie, vgl. deutsches 
EEG).  

Kommentar: 

Die breite Ablehnung des Imports von Biomasse ist sehr erfreulich. Bereits heute führen 
einige Biotreibstoffambitionen zum Verlust wertvoller Regenwälder und anderen 
Ökosysteme und somit zu weiterer Klimaerwärmung. Dass ein regional und/oder zeitlich 
begrenzter Austausch aus technischer Sicht sinnvoll ist, wie von der SPÖ dargestellt, 
entspricht durchaus einem begrüßenswerten pragmatischen Zugang, solange das 
eigentliche Ziel dadurch nicht verwässert wird. Erfreulich ist die Erkenntnis der LBL, dass 
sich eine nachhaltige Bereitstellung regionaler Produkte – das gilt übrigens erst recht im 
Lebensmittelbereich – viel eher garantieren lässt als bei global gehandelten Gütern. 

 

5. Halten Sie den Einsatz von Gentechnik für die En ergieproduktion als notwendig, als 
gerechtfertigt oder als unbedingt zu vermeiden? 

SPÖ: Nein. Dem Einsatz von Gentechnik stehen wir generell ablehnend gegenüber, 
selbstverständlich auch bei der Energieproduktion. Das Burgenland soll möglichst 
gentechnikfrei bleiben, denn auch der gute Ruf der Nahrungsmittelproduktion in der Region 
und die positive Entwicklung des Landes im Tourismus sind langfristig mit einer klaren 
Ablehnung der Gentechnik verknüpft. Mit den vorhandenen land- und forstwirtschaftlichen 
Ressourcen wird es im Burgenland auch ohne Eingriffe in das Erbgut von Tieren und 
Pflanzen gelingen, genügend Energie aus erneuerbaren Quellen zu produzieren. 

ÖVP: Nein. 

FPÖ: Der Einsatz von Agrogentechnik ist auch im Rahmen des Anbaus von 
Energiepflanzen unter allen Umständen zu vermeiden. 

GRÜNE: Nein 

LISTE BGLD: Der Einsatz von Gentechnik birgt unkalkulierbare Risken in sich. 
Langzeitstudien über den Einsatz von gentechnisch manipuliertem Material existieren nicht. 
Bis heute existieren keine schlüssigen Studien über die gesundheitliche Auswirkung der 
Gentechnik. Der Einsatz ist daher abzulehnen und gesetzlich zu verbieten.  

Kommentar: 

Die Ablehnung der Gentechnik im Energiebereich ist beruhigend; ansonsten wäre die 
Gentechnik im Nahrungsmittelbereich nicht mehr aufzuhalten – die Pollen wissen nicht, ob 
eine Pflanze für Energie oder für Nahrung verwendet wird. 

Obwohl im Burgenland in der jüngsten Vergangenheit einige Maßnahmen im Bereich 
Nachhaltigkeit getroffen wurden (teilweise Ökologisierung der Wohnbauförderung, Förderung 



der Energiegewinnung aus Biomasse, Schaffung regionaler Verkehrskonzepte für den 
öffentlichen Verkehr usw.) sind die Treibhausgasemissionen im Burgenland in den letzten 15 
Jahren nicht gesenkt worden sondern um 25,4% gestiegen. Der Verbrauch an Endenergie hat in 
diesem Zeitraum sogar um 50% zugenommen. 
 
6. Welche Ziele setzt sich Ihre Partei hinsichtlich  der Reduktion von klimawirksamen 

Emissionen? 

SPÖ: Ein energieautarkes Burgenland, das auf erneuerbare Energien baut, leistet damit 
auch einen wichtigen Beitrag für den Klimaschutz. Vielfältige und umfassende Maßnahmen 
sind im Rahmen dieser Bestrebungen bereits angelaufen oder in Vorbereitung, 
beispielsweise die Projekte „Windkraft Repowering“ und die Errichtung von Großanlagen für 
Biomasse, die Erstellung von Energiekonzepten sowie im privaten Bereich die 
Energieoffensive betreffend Sanierung und Alternativenergieanlagen. Nach dem bottom up-
Prinzip funktioniert EKKO - ein Projekt, das sich nicht nur auf Gemeindeebene sondern 
auch im Bereich privater Haushalte und landwirtschaftlicher sowie gewerblicher Betriebe mit 
dem Thema Energiesparen und Energieeffizienz sowie Ressourcennutzung im Bereich 
Alternativenergie befasst.  
Unterm Strich wird der forcierte Einsatz von Erneuerbarer Energie in Kombination mit 
energieeffizientem Bauen und Sanieren die klimawirksamen Emissionen entsprechend 
reduzieren. Wenn wir Produktion, Forschung und Entwicklung bündeln, können wir unser 
Bundesland als ‚Green-Tech’-Standort positionieren und uns in einem der wichtigsten 
Wachstumsfelder der Zukunft behaupten.“ Davon soll auch die Bevölkerung unmittelbar 
profitieren. Wir peilen an, dass 2020 jeder Haushalt seinen Kostenaufwand für Energie 
halbieren kann.  

ÖVP: Ein wichtiger Bereich ist die E-Mobilität. Hier gibt es bereits viele positive Beispiele 
und Projekte von LH-Stv. Mag. Franz Steindl, vor allem für die Gemeinden. 

FPÖ: Mit dem Ziel der Erreichung der völligen Energieautonomie werden auch die vom 
Menschen verursachten Emissionen von klimaschädlichen Gasen im Rahmen der 
Verbrennung gegen Null sinken. 
Wesentlich ist die rasche Umsetzung einer thermischen Sanierungsoffensive. Aus einer 
Anfragebeantwortung des Umweltministers an Norbert Hofer geht hervor, dass die 
thermische Sanierungsoffensive bei einer Fördersumme von 100 Millionen Euro 
Investitionen von rund 700 Millionen Euro ausgelöst hat. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass dadurch rund 7000 Arbeitsplätze in Österreich 
geschaffen bzw. in Zeiten einer schweren Krise am Arbeitsmarkt gesichert wurden. 
Burgenländer sind davon ganz besonders betroffen, weil überdurchschnittlich viele 
Burgenländer im Baugewerbe beschäftigt sind. 
Die Kosten eines Arbeitslosen an Arbeitslosengeld und Sozialversicherungsbeiträgen 
betragen jährlich rund 10.000 Euro. Dazu kommen entgangene Sozialversicherungs-
Beiträge und Lohnsteuer. Es ist daher überaus sinnvoll, gerade bei hoher Arbeitslosigkeit 
diese Aktion rasch fortzuführen. 
Österreich kann außerdem derzeit seinen Klimaschutzzielen aufgrund bekannter Defizite 
vor allem im Bereich des Ökostromgesetzes nicht nachkommen. Es drohen erhebliche 
Strafzahlungen aufgrund der Verfehlung des eingegangenen Reduktionszieles. Gleichzeitig 
werden viele Millionen Euro für den Ankauf von Emissionszertifikaten ausgegeben. 
Eine Tonne CO2 kostet derzeit rund 10 Euro. Die thermische Sanierung hat ein 
Einsparungspotential von 4 Millionen Tonnen CO2 sichergestellt, das entspricht einem 
Betrag von rund 40 Millionen Euro.  
Rund 1,5 Millionen Bauten in Österreich stammen aus den Jahren zwischen 1945 und 
1980. Das sind jene Bauten, die dringend eine thermische Sanierung benötigen würden.  
Wir schlagen in diesem Zusammenhang auch die Schaffung eines fünfjährigen 
Abschreibungszeitraumes für energieoptimierende sowie energiegewinnende Maßnahmen 
vor, die den Wohnstandard in mehrgeschossigen Objekten erhöhen. 



20 Prozent des heimischen Energieverbrauchs entfällt auf die rund 3,4 Millionen Haushalte 
in Österreich. Bei besserer Gestaltung der Wohnbauförderung der Länder müsste der Bund 
derzeit rund 200 Millionen Euro zusätzlich pro Jahr investieren, um im den kommenden 10 
Jahren optimale Effekte für Energiekunden, Arbeitsmarkt, Bauwirtschaft und Umwelt zu 
lukrieren. Das Budget würde davon letztendlich sogar profitieren.  

GRÜNE: Die Wohnbauförderung wurde 2008 novelliert, mittlerweile hat sich die Welt jedoch 
weitergedreht. Mittlerweile sind wir im Burgenland Schlusslicht was den Ausbau der 
Solarenergie und die Sanierung betrifft. 
Wohnungsbau: Die Grünen fordern eine Sanierungsoffensive: Das Burgenland ist 
österreichweit Schlusslicht bei der Sanierungsquote. Mehr Sanierung und weniger Neubau 
– bringt enorme Energieeinsparungen bis zu 90%. Jeder Neubau verbraucht trotzdem 
zusätzliche Energie. 
Strom: Klimaanlagen kann man sich ersparen, wenn das Haus gut wärmegedämmt ist. Die 
jährlichen Zuwachsraten von 3% müssen unbedingt geringer werden. 
Verkehr: Das Burgenland hat österreichweit den schlechtesten ÖV die geringste 
NutzerInnenanzahl und die höchste Autodichte. Das spricht für sich alleine. Der Ausbau des 
ÖV ist ein wesentliches Ziel der Grünen. Während die anderen davon nur reden, nimmt der 
Verkehr zu. Kein Ausbau von Transitstraßen.  
Im Burgenland sind in den nächsten Jahren 750 Mio. Euro für den Ausbau von 
Schnellstraßen und Autobahnen vorgesehen. Würde man dieses Geld in die Sanierung, 
Photovoltaik und in den Ausbau des ÖV stecken, wäre eine echte Traubhausgasreduktion 
möglich. 

LISTE BGLD: Eine signifikante Senkung der Treibhausgasemissionen wird einerseits nur 
unter konsequente Fortführung bereits eingeleiteter und von der Bevölkerung akzeptierter 
Maßnahmen und andererseits über die Weiterentwicklung innovativer und effizienter 
Energiegewinnung sowie Energiebereitstellung zu erreichen sein. Darüber hinaus werden 
politische Rahmenbedingungen wie etwa die Schaffung von nachhaltigen Arbeitsplätzen im 
Burgenland verstärkt betrieben werden müssen, da im Burgenland auch in nächster Zukunft 
kein derartiges öffentliches Verkehrsnetz zur Verfügung stehen wird, dass eine signifikante 
Reduktion des Individualverkehrs d.h. den Verzicht auf das Auto für die Bevölkerung 
zumutbar macht (Stichwort Pendler). Wirtschaftspolitisch ist auch der Ausbau bereits 
vorhandener Kapazitäten (z. Bsp. Güssing) zu österreichweiten Kompetenzzentren mit all 
den verbundenen Möglichkeiten wie Ausbildungsplätze (neue FH´s), zusätzliche 
Wertschöpfung, Know-How-Export, Bildung von Öko-Energieclustern etc. vorzusehen.  

Kommentar: 

Zweifelhaft: Ob Einsparungen mit halbierten Energiekosten umsetzbar sind – bei billiger 
Energie fehlt die Motivation zum Energiesparen. Die Anreize, bei der Energie zu sparen, 
sind für den breiten Mittelstand schon heute zu gering, was durch die Bedarfssteigerungen 
der letzten Jahre und Jahrzehnte unbestreitbar bewiesen ist.  

Leider wird ein hoher Energieverbrauch zu einer volkswirtschaftlichen Verteuerung führen, 
wobei die Mehrkosten von den Ölscheichs und zwischengelagerten Energiekonzernen 
eingestreift werden. Nur mit einer freiwilligen Besteuerung (Ökosteuer) kann diesem 
Geldabfluss vorgebeugt werden - dies wurde aber bisher von Großparteien abgelehnt – aus 
der wahrscheinlich unbegründeten Angst heraus, nicht mehr von der energiehungrigen 
Bevölkerung gewählt zu werden und wegen des politischen Einflusses der immer mächtiger 
werdenden Energiekonzerne.  

Die hinsichtlich Energieeffizienz immer strenger werdende Wohnbauförderung und die E-
Mobilität sind richtige Ansätze aber für sich alleine nicht problemlösend. Woher kommt der 
Strom für die vielen Elektroautos? Das Sanieren im Ortskern müsste attraktiver gemacht 
werden, als der Neubau …. Während sich die ÖVP nur auf positive Beispiel bei der E-
Mobilität beruft, sehen die übrigen Parteien positive wirtschaftliche Chance durch 
Klimaschutzmaßnahmen in größerer Breite. 



Nach Angaben der Burgenländischen Energieagentur boomt die Installation von thermischen 
Solaranlagen derzeit wie kaum zuvor. Die Grünen formulieren den Vergleich Burgenlands 
mit anderen Bundesländern wohl etwas zu pessimistisch. Steigerungen sind aber jedenfalls 
auch in diesem Bereich möglich und absolut in unserem Sinn. 

Wohnbauförderung: 

Gebäude, die jetzt errichtet werden, müssen auch in 20 oder 30 Jahren den Anforderungen 
hinsichtlich Energieeffizienz und Energieversorgung gerecht werden. Daher ist es nicht nur für 
den Klimaschutz, sondern auch für den Bauherrn – Stichwort Konsumentenschutz - wichtig, die 
Bauweise auf ein zukunftsfähiges Konzept zu lenken. Jede neue Erdgas- oder Ölheizung führt 
uns vom Klimaschutzziel weg. Konsumenten werden für Jahrzehnte in die Abhängigkeit von 
ausländischen Energiekonzernen getrieben. 
7. Wie stehen Sie zu folgenden Änderungen bei der W ohnbauförderung: 

a. Wegfall der Förderung, wenn das Gebäude mit Erdg as, Heizöl und anderen fossilen 
Energieträgern (auch mit Brennwerttechnik) beheizt wird. 

SPÖ: Priorität im Wohnbau hat das energieeffiziente Bauen und Sanieren, da dadurch 
nachhaltig die meiste Energie gespart und damit Treibhausgase reduziert werden. Was die 
Reduzierung der fossilen Energieträger im Wohnbau betrifft, wird sich das Burgenland voll 
an die Regelungen und den Zeitplan der entsprechenden Vereinbarung aller Bundesländer 
mit dem Bund halten und die genannten Förderungen fossiler Heizsysteme sukzessive 
reduzieren. Die Entwicklung in Richtung kostengünstigerer Systeme zur Nutzung von 
Erneuerbaren Energieformen wird diese leistbarer machen und einen gleitenden Übergang 
in den nächsten Jahren ermöglichen, ohne dass Häuslbauer wirtschaftlich überfordert 
werden. Die Wohnbauförderung im Burgenland stellt sich erfolgreich den laufenden 
Herausforderungen, indem die Systematik der burgenländischen Wohnbauförderung 
regelmäßig und dynamisch unter Berücksichtigung der Aspekte Ökologie und Leistbarkeit 
angepasst wird. Die Nutzung von Photovoltaik und Solarenergie soll künftig Standard 
werden. 

ÖVP: Erstrebenswert. Die ÖVP hat sich zum Ziel gesetzt, so schnell als möglich 
energieautark zu werden. Dazu muss auch die Wohnbauförderung als Steuerinstrument 
eingesetzt werden. 

FPÖ: Es ist sinnlos, die Fortschreibung von Abhängigkeit weiterhin zu fördern. Die 
öffentliche Hand fördert derzeit letztendlich Scheichs und Oligarchen, anstatt in heimische 
Arbeitsplätze und eine dauerhafte Senkung der Energiekosten für unsere Haushalte zu 
investieren. Mit der Streichung der Wohnbauförderung für die Nutzung fossiler 
Energieträger ist gleichzeitig die Investition in die notwendige Technik zur Nutzung 
Erneuerbarer Energieträger stärker als bisher zu fördern. 

GRÜNE: ja, sofort. Haben wir auch gefordert und sind damit beim LH abgeblitzt. Im 
Burgenland gibt es sogar eigene Förderungen für neue Gas- und Ölheizungen. Das gibt es 
in keinem anderen Bundesland. 

LISTE BGLD: So lange kein ausgereiftes und der Verlässlichkeit von fossilen 
Energieträgern vergleichbares Ökoenergie-System kostengleich im Wohnbaubereich 
angeboten werden kann, muss zur Erreichung einer 100% Versorgungssicherheit der 
Einsatz von fossiler Energie möglich sein. Der völlige Wegfall der Förderung stellt eine 
finanzielle Hürde dar, die in erster Linie die sozial Schwachen trifft. Denkbar wären etwa 
abgestufte Varianten, die den Grad des Einsatzes von Öko-Energie als Parameter 
berücksichtigen.  

Kommentar: 

SPÖ und ÖVP zögern beim Wegfall der Förderungen für Häuser mit fossiler Heizung. Die 
salbungsvolle ÖVP-Formulierung „so schnell als möglich energieautark“ lässt einen breiten 
Interpretationsspielraum zu“. Fakt ist, dass es jedenfalls schneller als bisher gehen kann 



bzw. muss. Regierungsparteien haben es in der Hand Rahmenbedingungen zu schaffen, 
dass die zukunftssicheren erneuerbaren Energien auch kostengünstiger sind. Wenn wir 
immer Rücksicht auf kurzsichtige der Konzerne und Kammer werden wir weiterhin erfolglos 
bleiben. Besonders negativ sticht an dieser Stelle die Aussage der LBL heraus, die fossile 
Energie mit Versorgungssicherheit assoziiert und den Blick auf volkswirtschaftliche Kosten 
offensichtlich scheut („kostengleiches System“ – für welche Systemgrenze?). 

FPÖ und Grüne sehen darin die Chance schneller energieautark zu werden und damit 
verbunden auch wirtschaftliche Vorteile, die es auch geben wird, wenn wir ökologisch 
wirtschaften ambitioniert umsetzen.. 

 

b. Auszahlung der Förderung für Wärmepumpen erst da nn, wenn keine 
Elektronheizstab zur Nachheizung eingesetzt wird un d die vorgeschriebene Effizienz 
im Betrieb tatsächlich nachgewiesen wurde. (Anmerku ng: Das aktuelle 
Nachweisverfahren erweist sich als zahnlos und lief ert vielfach keine positiven 
Beiträge zum Konsumentenschutz.) 

SPÖ: Für den Nachweis der Effizienz von Wärmepumpen gibt es normierte 
Berechnungsverfahren. Bis zur Etablierung neuer Nachweisverfahren sind die aktuellen 
anzuwenden. Es gibt aber bereits eine Förderabstufung für Wärmepumpen, die 
hocheffiziente Geräte (Arbeitszahl größer 5) höher fördern als Wärmepumpen mit einer 
Arbeitszahl größer 4, welche österreichweit zu erreichen ist. Neben der Reduktion der 
klassischen Treibhausgase ist vor allem auch auf die Verringerung des Feinstaubs zu 
achten. Daher werden bereits jetzt neben den Biomasseanlagen auch effiziente 
Wärmepumpen unterstützt, welche keinen Feinstaub produzieren.  

ÖVP: Sollte sofort umgesetzt werden. 

FPÖ: Dafür! 

GRÜNE: ja 

LISTE BGLD: Eine Verbesserung des Nachweissystems ist anzustreben, ansonsten siehe 
Antwort 7a). 

Kommentar: 

Der SPÖ ist sich offensichtlich nicht bewusst, dass die normierten Rechenverfahren im 
allgemeinen bessere Ergebnissee vortäuschen als im praktischen Betrieb erreicht werden – 
kein Beitrag zum Konsumentenschutz, den man gerade von dieser Seite erwarten können 
sollte. In bestimmten Bereichen sind Erdwärme und Co. thermodynamisch sinnvoll. 
Ineffiziente Wärmepumpen sind jedoch kein Beitrag zum Klimaschutz und höchstens ein 
Geschenk für die E-Wirtschaft. 

 

c. Nur Passivhaus- und Plusenergiegebäude sind im N eubau zeitgemäß und deshalb 
förderungswürdig. 

SPÖ: In naher Zukunft werden Passivhäuser und Plusenergiegebäude Standard werden. 
Europaweit und auch in Österreich gibt es einen ambitionierten Zeitplan, um diese 
Standards zu erreichen. Das Burgenland war hier ein Mal mehr der Zeit voraus und hat wie 
Vorarlberg bereits ab 2009 für neue Gebäude eine Energiekennzahl von höchstens 40 
vorgeschrieben, obwohl dies in Österreich erst ab 2010 vereinbart wurde.  
Weiters gibt es im Burgenland hohe Ökozuschläge für energieeffizientes Bauen, nämlich bis 
zu 25.000,-- EURO zusätzlich. Damit können die Mehrkosten zur Erreichung des 
Passivhausstandards in den meisten Fällen abgedeckt werden. Im Rahmen der 
Wohnbauförderung sollen Passivhaus- und Plusenergiegebäude künftig sukzessive als 
ideales Fördermodell installiert werden. 

ÖVP: Ja, aber auch Sanierungsmaßnahmen dementsprechend unterstützen. 



FPÖ: Auch Niedrigenergiehäuser sind förderungswürdig, wenn die notwendige Energie aus 
erneuerbaren Energieträgern bereitgestellt wird. 

GRÜNE: Passivhaus- und Plusenergiegebäude sind besonders förderungswürdig und 
sollten daher stärker gefördert werden. Ein Niedrigenergiehaus würde ich aber auch 
fördern, weil oftmals – gerade im Ortsverband – die Lage eines Grundstückes mitunter kein 
Passivhaus möglich machen. 

LISTE BGLD: Siehe 7a) 

Kommentar:  

Die geschaffenen Anreizsysteme – „je effizienter Du baust, desto höher das Darlehen“ – ist 
im Burgenland tatsächlich sinnvoll angelegt.  

 

d. Begrenzung der Wohnfläche auf etwa 150m² pro Fam ilie + Zuschläge ab 4 Kinder. 

SPÖ: Das Burgenland setzt im Rahmen der Wohnbauförderung wichtige Impulse zur 
Konjunkturbelebung, Arbeitsplatzsicherung, Energieeinsparung und Schaffung von 
Eigenheimen. Vor einigen Jahren wurde die Begrenzung der Wohnfläche auf 150 m² 
aufgehoben. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass sich die durchschnittliche 
Wohnfläche seither nicht wesentlich erhöht hat. Hier eine Restriktion einzuführen erscheint 
nach heutigen Erkenntnissen nicht sinnvoll.  
Zu den Kinderzuschlägen: Jedes Kind stellt für die Familie eine finanzielle Herausforderung 
dar und wird daher in der Wohnbauförderung durch eine höhere Förderung berücksichtigt. 
Daher wollen wir die bewährten Kinderzuschläge ab dem 1. Kind jedenfalls beibehalten.  

ÖVP: Hier gibt es zu viele Meinungsunterschiede. 

FPÖ: Die Wohnfläche ist nicht von primärer Bedeutung, wenn das Haus mit erneuerbaren 
Energieträgern versorgt wird oder wenn es sich um ein Passivhaus oder ein 
Plusenergiehaus handelt. 

GRÜNE: ja. Wir haben bei der seinerzeitigen Änderung auch gegen diese Regelung im 
Landtag gestimmt. 

LISTE BGLD: Die tatsächliche Einhaltung einer solchen Begrenzung der Wohnfläche 
(welche in den 1970er Jahren im Burgenland vorgeschrieben war) ist im Einzelfall nur mit 
großem Aufwand kontrollierbar und erfordert Überprüfungen vor Ort. Erfahrungsgemäß ist 
die ledigliche Kontrolle der Einreichpläne zur Bestimmung der tatsächlichen bzw. 
potentiellen Wohnfläche keine verlässliche Quelle. Die grundsätzliche Deckelung des 
Zuschusses und das entsprechende Zuschlagsystem sind administrativ leichter zu 
handhaben, eine Begrenzung der Wohnfläche daher nicht notwendig.  

Kommentar: 

Bis auf die Grünen wollen alle Parteinen keine Reduktion der Wohnbauförderung für 
übergroße Eigenheime. Für LBL ist es die schwierige Prüfbarkeit, während FPÖ, ÖVP, SPÖ 
sich eher nicht damit unbeliebt machen wollen. Fakt ist, dass auch gut gedämmte Häuser 
umso mehr Energie verbrauchen, je größer sie sind – sowohl bei der Herstellung als auch im 
Betrieb. 

Raumplanung: 

Intelligente Raumplanung verhindert einen hohen Mobilitätsbedarf und eine 
Energiebedarfszunahme im Bereich Verkehr. 
8. Wie wollen Sie Umwidmungen für Betriebs- und Woh ngebiete von einer bereits 

bestehenden guten Infrastruktur abhängig machen? 

SPÖ: Eine Regelung von Umwidmungen für Betriebs- und Wohngebiete in Abhängigkeit 
von „guten“ Infrastrukturen trifft bereits das Burgenländische Raumplanungsgesetz. 



Demgemäß dürfen Gebiete, die u.a. unwirtschaftliche Aufwendungen für den Verkehr 
erforderlich machen, nicht als Bauland gewidmet werden. 
Dieser Grundsatz wird sowohl von der Fachdienststelle als auch vom Raumplanungsbeirat 
als beratendes Organ der Landesregierung geachtet und umgesetzt.  

ÖVP: Durch Bedarfserhebungen und professionelle Betreuung bei der Erstellung von 
Leitzielen in den Gemeinden und Städten. 

FPÖ: Das Raumplanungsgesetz muss dringend novelliert werden. In vielen Fällen verfolgen 
Lokalpolitiker sehr einseitige Interessen, die kommenden Generationen letztendlich viel an 
Lebensqualität nehmen. Dem Land kommt daher ganz besondere Bedeutung als Korrektiv 
zu. 

GRÜNE: Da gäbe es mehrere Lenkungsmaßnahmen: Kostenwahrheit wie z.B. 
Verkehrserregerabgabe bei Einkaufszentren und Betriebsgebieten. Attraktivere 
Ortskernzuschläge zur Stärkung der Ortszentren, statt Neubauten am Ortsrand. 
Baulandmobilisierungen in den Ortsgebieten, statt Neuwidmungen am Ortsrand. 

LISTE BGLD: Dies muss im größeren Zusammenhang gesehen werden und bedarf der 
Erfüllung bestimmter Voraussetzungen, die über energiepolitische Zielsetzungen 
hinausgehen (siehe Antwort 6 und 2). Denkbar wäre etwa im Rahmen der übergeordneten 
Raumplanung „Energieräume“ zu definierter, die bestimmte Grundvoraussetzungen 
(Verkehrsinfrastruktur, Energiebereitstellung, arbeitsplatz- und ausbildungsrelevante 
Faktoren etc.) erfüllen müssen, um bestimmte Widmungen zu erhalten.  

Kommentar:  

Die Realität zeigt leider, dass von Privaten wie Firmen noch viel zu oft auf der „grünen 
Wiese“ gebaut wird, anstatt in bereits erschlossenen Gebieten. Das Land und viele 
Gemeinden sind hier leider alles andere als gute Vorbilder – Technologiezentren, die nur mit 
dem PKW erreichbar sind, Einkaufszentren an Umfahrungsstraßen usw. statt der Aktivierung 
leer stehender Objekte in Ortskernen. Damit werden viele neue CO2-Emission provoziert. In 
der Vergangenheit fehlte der Mut, strukturelle Probleme an der Wurzel zu packen. 

 

9. Können Sie sich vorstellen, dass Rückwidmungen v on Betriebs- und Wohnflächen in 
ungünstiger Verkehrslage durchgeführt werden? 

SPÖ: Tatsache ist, dass die örtliche Raumplanung in den Kompetenzbereich der 
Gemeinden fällt und nur diese Rückwidmungen bestehender Betriebs- oder Wohngebiete 
vornehmen können. Eine „Zwangsrückwidmung“ durch das Land ist aufgrund der 
gegebenen Rechtslage nicht möglich. 
Unabhängig davon ist das Land bei laufenden Verfahren zur Änderung des 
Flächenwidmungsplans bemüht, auf die Gemeinden einzuwirken, langjährig nicht in 
Anspruch genommene Baulandflächen in ungünstiger Lage rückzuwidmen.  

ÖVP: Ja, unbedingt. Eine hohe Lebensqualität muss angestrebt und auch umgesetzt 
werden. 

FPÖ: Nein, das verletzt den Vertrauensgrundsatz. Die Fehler der Vergangenheit müssen 
jedoch vermieden werden. Der öffentliche Verkehr muss auch im Burgenland endlich 
zeitgemäß gestaltet werden. 

GRÜNE: Ja. 

LISTE BGLD: Grundsätzlich nur unter Wahrung der Rechte der Betroffenen und mit deren 
Einverständnis sowie bei gegebenem Anlass mit entsprechender Entschädigung bzw. 
Bereitstellung von Alternativen.  

Kommentar: 

Teilweise etwas überraschend, wer hier welche Positionen vertritt….  



 

Ökologisierung des Wirtschaftssystems: 

Viele Wirtschaftsexperten sehen in der Umverteilung der Abgabenlast von Arbeitszeit auf (nicht 
erneuerbare) Ressourcen (Ökosteuer / CO2-Abgabe) eine große Chance für 
Arbeitsplatzsicherung – vor allem im Dienstleistungsbereich. Gleichzeitig bringt dies Erfolge 
sowohl bei der Energieeffizienz, beim Umstieg auf erneuerbare Energien, als auch im 
Sozialbereich. Da Reiche im Allgemeinen mehr Energie verbrauchen, ist eine CO2-Steuer auch 
eine Reichensteuer. 
10. Stimmen Sie dem zu? 

SPÖ: Nein. Wenn man tatsächlich eine Reichensteuer einführen will um die kleinen 
Einkommensbezieher von den Kosten der Krisenbewältigung zu entlasten, ist eine CO2-
Abgabe eine totale Themenverfehlung. Großverdiener können sich den Umstieg auf 
erneuerbare Energien und Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz problemlos 
leisten. Die unteren Einkommensschichten würden hingegen erneut belastet. 

ÖVP: Ja. 

FPÖ: Nicht ausschließlich. Leider bewohnen viele Menschen mit kleinen Einkommen in 
alten Häusern und Wohnungen, die mit antiquierten Systemen beheizt sind. Die Umsetzung 
einer echten Ökosteuer im Rahmen einer gerechten Besteuerung fossiler Ressourcen und 
einer gleichwertigen Entlastung des Faktors Arbeit braucht daher eine Einschleifphase, um 
diesen Menschen mit Hilfe der öffentlichen Hand den notwendigen Umstieg zu ermöglichen. 

GRÜNE: ja. Das ökosoziale Steuersystem der Grünen ist mittlerweile schon uralt und noch 
immer aktuell. Höhere Energiebesteuerung und Senkung der Steuern auf Arbeit.  

LISTE BGLD: Eine CO2 – Abgabe ist eine Massensteuer und trifft somit in erster Linie die 
sozial Schwachen. Die Annahme, dass Reiche aufgrund ihres höheren Energiebedarfs in 
der Relation zu den sozial Schwachen genauso zur Kasse gebeten werden, ist falsch. Das 
durchschnittliche Nettoeinkommen der Österreicher/innen betrug 2008 rund € 19.000.- 
wovon rund 22% für Wohnen und Energie ausgegeben wurden. Eine CO2 Abgabe wird 
darüber hinaus nicht nur direkt, sondern auch indirekt über die Verteuerung der Gütern des 
täglichen Gebrauchs wirksam, was wiederum die sozial Schwachen am härtesten trifft. 
Erfahrungsgemäß wächst in Österreich unter den unterschiedlichsten Deckmänteln der 
Erfindergeist für neue Steuern, die in den seltensten Fällen für ihren vorgeblichen Zweck 
verwendet werden (vgl. Kfz-Abgaben).  
Eine CO2-Abgabe ist abzulehnen. Vielmehr ist ein völliger Umbau des Steuersystems 
vorzunehmen, der die steuerliche Belastung der Arbeit („Kopfsteuer“) auf der einen Seite 
reduziert, um auf der anderen Seite den Verbrauch von natürlichen Ressourcen steuerlich 
zu belasten („Ökologisches Steuersystem “). Diese Diskussion wird bereits ausführlich seit 
den 1980er Jahren geführt, brachte bisher viele gute Ansätze und Konzepte hervor, die 
jedoch wenig bis keinen Eingang in die politische Wirklichkeit fanden. So lange das 
Steuersystem in erster Linie die „Pro-Kopfsteuer“ als zentralen Wirkfaktor heranzieht, 
werden so genannte Öko-Abgaben Makulatur bleiben und nur der Erhöhung der 
Massensteuern insgesamt dienen. Was fiskalisch gesehen natürlich am ergiebigsten ist und 
daher für die (derzeit) politisch Verantwortlichen den einfacheren Weg bedeutet.  
Überlegenswert wäre etwa die Einführung einer „Energiesolidar-Abgabe “ auf die Gewinne 
der Mineralölfirmen. So hat die OMV in den letzten drei Jahren rund vier Milliarden Euro 
Nettogewinn erwirtschaftet. Eine 10%ige Abgabe zugunsten der erneuerbaren Energie in 
Österreich wäre für den Konzern und seine Aktionäre leicht verkraftbar und bringt eine 
Verdoppelung der derzeitigen Förderung für alternative Energieformen. 

Kommentar: 

Klare Aussagen - bei der Ökosteuer geht die SPÖ auf Konfrontation: Während 
Wirtschaftsexperten die Ökosteuer (bis auf wenige Ausnahmen) als eine sozial gerechte 
Steuer ansehen, sieht das die SPÖ gerade gegenteilig. Vielleicht schließt sich die Landes-



SPÖ der Bundespartei an, die ja bekanntlich den Ökosteuerambitionen der ÖVP massiv 
entgegen tritt. Auch die ÖVP unterstützt ihre Bundespartei, welche die Ökosteuer zum 
Auffüllen von Budgetlöchern benötigt. 

 

11. Wie stehen Sie zu einer Unterstützung der Ökost euerambitionen des Bundes? 

SPÖ: Die aktuell propagierten ‚Ökosteuern’ sind eine Mogelpackung, in der sich ein neues 
Arbeitnehmer-Belastungspaket der ÖVP versteckt. Hierbei geht es nicht um eine 
Ökologisierung des Steuersystems, sondern ums Stopfen von Budgetlöchern auf dem 
Rücken der Familien und der PendlerInnen. Die Kosten der Krise dürfen jedoch keinesfalls 
von den Verursachern zu den Haushalten verlagert werden. Höhere Mineralöl- und CO2-
Steuern würden nicht nur das Tanken und das Heizen extrem verteuern, sondern auch die 
Massenkaufkraft schwächen und damit die Erholung der Konjunktur gefährden. Eine 
sinnvolle Ökologisierung des Steuersystems muss aufkommensneutral erfolgen, indem alle 
Einnahmen wieder an die Bevölkerung zurückfließen. Einnahmen aus dieser Steuer 
müssten zweckgebunden in den Ausbau Erneuerbarer Energien fließen und den Umstieg 
auf diese - besonders für Niedrigverdiener – leistbar machen.  

ÖVP: Sehr positiv und zukunftsweisend. 

FPÖ: Hier werden unter dem Deckmantel der Ökologisierung die durch die Bankenkrise 
verursachten Budgetlöcher gestopft.  

GRÜNE: Sparmaßnahmen und Einnahmenerhöhungen sind auch für uns Grüne notwendig. 
Die SPÖ ist „ökologisch blind“, die ÖVP „sozial taub". Der SPÖ fehlt völlig das Verständnis 
dafür, dass eine richtige ökologisch-soziale Steuerreform Arbeitsplätze schafft und die 
Konjunktur ankurbelt. Die ÖVP ignoriert, dass das derzeitige Steuersystem massiv Reiche 
begünstigt und die Kosten der Krise auch von jenen getragen werden müssen, die sich über 
die letzten Jahre an Spekulation verdient haben. Das gilt für die Banken in gleichem Maße 
wie für die Stifter.  
Bei beiden Parteien gibt es massive Defizite bei den Vorschlägen: Die ÖVP vergisst, dass 
eine ökologische Steuerreform massive Entlastungen für Steuern auf Arbeit braucht. Pröll 
sieht hier nur das Füllhorn des Finanzministers. Die SPÖ-Pläne vergessen vollkommen auf 
den ökologischen Effekt. Die Grünen hingegen haben gesamte Steuerkonzepte: Ökologisch 
innovativ und sozial gerecht. 

LISTE BGLD: Siehe oben 

Kommentar: 

Wenig überraschend: Die ÖVP sieht die Vorschläge von Finanzminister Pröll als positiv und 
zukunftsweisend. Letztere ist sie dann, wenn mit der CO2-Steuer gleichzeitig auch eine 
Verringerung der Lohnnebenkosten umgesetzt wird, damit die Arbeitszeit kostengünstiger 
wird. Das ist positiv für alle unseren Dienstleistungsberufe, sodass die CO2-sparende 
Wirtschaft profitiert. Daher ist die reservierte Haltung der Kleinparteien gegenüber dem 
Ökostromvorschlag zur alleinigen Budgetsanierung auch verständlich. 

Etwas überraschend, dass die SPÖ nicht die Steuer- und Abgabenprivilegien der Industrie 
anprangert. 

 

12. Wollen Sie vom Bund eine Ökosteuer vehement ein fordern, die zu einer spürbaren 
Verringerung der Lohnnebenkosten führt und nicht nu r Budgetlöcher stopft? 

SPÖ: Ja, denn die Kosten der Krisenbekämfpung dürfen vom Staat nicht unter dem Titel 
„Ökosteuer“ von der gesamten Bevölkerung eingehoben werden. Eine ernst gemeinte 
Ökologisierung des Steuersystems muss gerade Menschen mit geringeren Einkommen 
entlasten und bei Maßnahmen zur Steigerung ihrer Energieeffizienz unterstützen. Auch die 
Steigerung der Versorgungssicherheit, insbesondere der Unabhängigkeit von Öl- und 



Gaslieferungen, muss durch eine Ökosteuer begünstigt werden, da wir sonst den 
willkürlichen Preissteigerungen der Konzerne schonungslos ausgesetzt sein werden. 

ÖVP: Ja. 

FPÖ: Ja. 

GRÜNE: ja, das tun wir derzeit laufend – siehe Homepage der Bundesgrünen 

LISTE BGLD: Siehe oben 

Kommentar: 

Es ist sehr erfreulich, dass alle Parteien vom Bund eine echte Ökosteuer mit Senkung der 
Lohnnebenkosten vehement einfordern wollen. Bitte rasch an die Arbeit. 

 

13. Pendler, Frächter werden von einer CO 2-Steuer mit erhöhten Abgaben betroffen. 
Welche ökologisch sinnvollen Möglichkeiten sehen Si e, um Härtefälle abzufedern? 

SPÖ: Eine CO2-Steuer wäre für die PendlerInnen generell als Belastung zu sehen und ist 
daher ohne gleichzeitige Entlastung als Etikettenschwindel abzulehnen. Zeitgleich genießen 
manche Unternehmen bei Energiesteurn eine (teilweise) Befreiung in Form einer 
Deckelung. PendlerInnen wären bei Einführung der CO2-Steuer durch eine Erhöhung der 
Pendlerpauschale, insbesondere bei (zumutbarer) Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel, zu 
entlasten.  
Eine Entlastung der Frächter kann durch eine Ökologisierung des Mautsystems in Form 
günstigerer Tarife für Fahrzeuge, die den neuesten Sicherheits- und Umweltstandards 
entsprechen, erfolgen. Die Kostenwahrheit im LKW-Verkehr muss in einem EU-weiten 
Abstimmungsprozess hergestellt werden. 

ÖVP: Förderungen für die Betroffenen sowie Finanzierungsmodelle für zusätzliche 
Investitionen. 

FPÖ: Es ist unbedingt erforderlich, eine Einschleifphase zu schaffen, die es ermöglicht, die 
notwendigen Begleitmaßnahmen zugunsten der Wirtschaft und der Pendler zu setzen. Der 
Transport von Gütern wird in Zukunft jedenfalls mit höheren Kosten verbunden sein. Damit 
ergeben sich aber gleichzeitig auch wieder mehr Chancen für die regionale Wirtschaft. Der 
heimische Apfel wird gegenüber dem importieren Kiwi wieder im Vorteil sein. Und auch die 
Tatsache, dass Lebendtiere quer durch Europa gekarrt werden, nur um hier in Österreich 
geschlachtet und als „österreichische Qualität“ verkauft zu werden, ist keinesfalls zu 
begrüßen. Möglich werden derartige Auswüchse nur durch Dumpingpreise im Rahmen der 
Transportlogistik. 
Für unsere Pendler wird es mit einer vermehrten Nutzung der heimischen Ressourcen auch 
wieder mehr Arbeitsplätze im Burgenland geben. Durch den Ausbau eines leistungsfähigen 
Verkehrsnetzes im Bereich der Schiene und durch verstärkte Nutzung von Elektromobilität 
beim Individualverkehr werden auf längere Frist die Menschen im Burgenland massiv 
entlastet werden. Batterien von Elektroautos werden in Zukunft außerdem eine wichtige 
Pufferfunktion zur Speicherung von Strom aus Photovoltaik einnehmen. 

GRÜNE: Vor allem burgenländsiche PendlerInnen, die keine Alternative haben öffentlich zur 
Arbeit zu fahren, wären von einer CO2-Steuer besonders betroffen. Das müsste durch 
finanzielle Maßnahmen ausgeglichen werden. So bevorzugt derzeit das 
PendlerInnenpauschale die BenutzerInnen von PKWs. Das müsste auf jeden Fall geändert 
werden. 

LISTE BGLD: Siehe oben.  

Kommentar: 

Die SPÖ, ÖVP  würden einer durch die Ökosteuern Verteuerung der Frachtkosten gleich 
wieder mit entsprechenden Förderungen entgegentreten. Somit würden die ökologischen 



Effekte zunichte gemacht. Diese Aussagen erscheinen zwar rücksichtsvoll, sind jedoch für 
die Klimaschutzaktivitäten kontraproduktiv. FPÖ und Grüne sehen einen Härteausgleich mit 
ökologischen Alternativen – Ausbau des öffentlichen Verkehrs. Die FPÖ sieht bei der 
Einführung der Ökosteuern eine Einschleifregelung vor – eine Maßnahme, die jedem Zeit 
und Chancen gibt, sich auf die neuen Regelungen einzustellen. 

 

Ökostromgesetz, Nutzung erneuerbare Energie: 

Im Rahmen des „Energie Forum Burgenland“ war der Alternativ- Nobelpreisträger Dr. Hermann 
Scheer im Herbst 2009 in Eisenstadt als Vortragender zu Gast. Hermann Scheer war 
maßgeblich am Entstehen des „Deutschen Erneuerbare Energien Gesetzes“ beteiligt. 
14. Sind Sie für die Einführung eines österreichisc hen Ökostromgesetzes nach diesem 

Vorbild? 

SPÖ: Ja, denn ein am deutschen EEG angelehntes Fördersystem wäre das Idealbild und 
ein klares Bekenntnis Österreichs zum Ausbau erneuerbarer Energiegewinnung. Wir sind 
auch in intensivem Kontakt mit unserem sozialdemokratischen Kollegen Hermann Scheer. 
Die SPÖ hat in der Vergangenheit mehrere Ökoenergie-Offensiven im Landtag initiiert, 
denn das Burgenland hat sich als Vorreiter beim Ausbau der erneuerbaren Energien 
etabliert, wurde jedoch in den vergangenen Jahren bei der Fortsetzung dieses erfolgreichen 
Kurses durch die seit 2006 sinkenden Einspeistarife gebremst. Die von uns hartnäckig 
geforderte Verbesserung der Förderkulisse im Rahmen der neuen Ökostromverordnung 
wurde nun teilweise vom Bund umgesetzt. Weitere Ausbauimpulse sind nötig. Zusätzlich 
könnte durch einen Ausstieg Österreichs aus dem EURATOM-Vertrag die derzeitig an die 
Atomkraftlobby geleistete Subventionierung von rund 40 Millionen Euro jährlich in den 
Ausbau der Ökoenergie umgeleitet werden. Diesen Ausstieg aus EURATOM fordern alle im 
Burgenländischen Landtag vertretenen Parteien mit Ausnahme der ÖVP.  

ÖVP: ÖSG - gibt es bereits, Anpassungen in bestimmten Bereichen wären sinnvoll. 

FPÖ: Wir haben das mehrfach im Parlament beantragt und werden nicht müde werden, 
weiterhin für ein österreichisches EEG zu kämpfen. 

GRÜNE: Ja. Das Ökostromgesetz in Österreich ist ein Verhinderungsgesetz. Alleine die 
Förderung von Photovoltaik auf 2,1 Mio. Euro im Jahr zu deckeln, während für den 
Autobahn- und Schnellstraßenbau im Burgenland in den nächsten Jahren 750 Mio. Euro zur 
Verfügung stehen, zeigt, wie viel der Ökostrom der Regierung wert ist. Wir brauchen 
unbedingt ein Ökostromgesetz nach deutschem Vorbild. Siehe Homepage der 
Bundesgrünen. 

LISTE BGLD: Das Deutsche EEG nimmt europaweit eine Vorreiterrolle ein und kann 
prinzipiell jedem Land als Vorlage zur Anpassung seiner rechtlichen Regelungen 
hinsichtlich der Erzeugung und Bereitstellung von erneuerbarer Energie dienen. Dies gilt 
natürlich auch für Österreich.  

Kommentar: 

Erfreulich: Fast einstimmige Zustimmung zum deutschen EEG. 

Zu Recht ist die SPÖ auf „ihren sozialdemokratischen Kollegen und Klimaschutz-Kämpfer 
Hermann Scheer“ stolz. Zusätzlich wäre es notwendig, auch „die sozialdemokratischen 
Kollegen in Wien“-  u.a. die Nationalräte aus dem Burgenland – sowie Arbeiterkammer und 
Gewerkschaft von diesem Erfolgsmodell zu überzeugen. Diese sind – zusammen mit den 
ÖVP-Kollegen - nämlich für die „seit 2006 sinkenden Einspeisetarife“ verantwortlich, ebenso 
für den Verbleib in EURATOM. 

Deshalb die Bitte an alle: Die Bundesparteien, Arbeiterkammer, Wirtschaftskammer weiter 
intensiv bearbeiten! 

15. Wie soll die Photovoltaik forciert werden? Aufh ebung der Deckelung? 



SPÖ: Die Photovoltaik wird in den nächsten Jahren nach übereinstimmenden Erkenntnissen 
von Experten ein Preisniveau erreichen, wo eine Installation bereits ohne bzw. mit sehr 
wenig Förderung auskommen wird. Mittelfristig wird angestrebt, die Photovoltaik auch in der 
Wohnbauförderung fix zu verankern. Für den flächendeckenden Einsatz und eine effiziente 
Mittelverwendung muss die PV allerdings noch etwas kostengünstiger werden. Für 2010 
haben wir als Anreiz für den für Photovoltaikausbau im Burgenland 700.000.- Euro an 
Fördermitteln bereitgestellt. Die Förderung ist ein nichtzurückzahlbarer Zuschuss in der 
Höhe von 30 Prozent der Kosten bis max. 1.100 Euro je kWpeak. Sollte dieser Topf 
tatsächlich binnen dieses Jahres ausgeschöpft werden, muss eine umgehende Aufstockung 
erfolgen. Als weitere Grundlage für einen ungebremsten Ausbau der Photovoltaik bedarf es 
aber auch vernünftiger und fairer Rahmenbedingungen des Bundes. 

ÖVP: Kosten reduzieren, da derzeit noch zu hoch. Meiner Meinung nach sollte die 
Förderung verbessert und die Deckelung aufgehoben werden. 

FPÖ: Dazu nur ein Satz: Der Deckel muss fallen! 

GRÜNE: ja. Unsere Position geht aus dem vorher gesagten bereits hervor. 
Aufhebung der Deckelung, denn die Tarifförderung ist besser als jede 
Inverstitionsförderung. 
Im Burgenland fordern wir Grüne einen Sonnenscheck: Weil die Bundesförderung so 
schlecht ist, soll das Land einspringen: 50%ige Investitionsförderung bis max. 12.000 Euro 
– nach niederösterreichischem Vorbild. 1:1-Einspeisung. 

LISTE BGLD: Eine Aufhebung der Deckelung muss derzeit unter dem Aspekt der kurz- bis 
mittelfristigen Kosten/Nutzenrelation diskutiert werden. Langfristig wird sich eine Aufhebung 
der Deckelung für die Einspeisung zwangsläufig ergeben. Um die Kosten/Nutzenrelation 
jedoch nachhaltig zu optimieren und letztendlich die förderfreie und ökonomisch 
konkurrenzfähige erneuerbare Energie bereitstellen zu können, bedarf es der oben 
erwähnten umfassenden Umstrukturierung unseres Steuersystems. Alles andere sind 
Hilfskonstruktionen zur Überbrückung der Zeit bis zum Ende des fossilen 
Brennstoffzeitalters.  

Kommentar: 

SPÖ und ÖVP stehen beim Ausbau der Photovoltaik derzeit auf der Bremse: Die SPÖ 
möchte die PV im Bgld. mit geringen Förderungen bescheiden ausbauen. Für den für die 
Energiewende erforderlichen großen Ausbau wartet die SPÖ auf die „Freigabe“ durch den 
Bund (Anmerkung: wo sich seit 7 Jahren nichts großartiges tut: Die Einspeisetarife sind für 
den Kunden zu gering; das Gewerbe wird durch ständig wechselnde Förderregime in jedem 
einzelnen Bundesland zum Narren gehalten.)  

Für die ÖVP insgesamt sind wir Österreicher immer noch zu arm, um Photovoltaik 
auszubauen (Bulgaren, Tschechen, … können das sehr wohl), wenngleich der 
Energiesprecher persönlich hier offensichtlich voraus denkt.  

Die LBL möchte zumindest über die Aufhebung des Deckels diskutieren, aber es scheint die 
LBL wenig zu stören, wenn die Deckelung noch einige Zeit bleibt. 

Eine ganz einfache Regel wird leider nicht hervorgehoben: Je mehr PV installiert wird, desto 
billiger wird sie – wird nichts installiert, wird sie auch nicht billiger. 

Die FPÖ ist fest entschlossen, jegliche Begrenzung des Photovoltaikausbaus fallen zu 
lassen. Grüne schlagen vor, dass auch das Land Bgld die fehlende Förderbereitschaft des 
Bundes mit dem Sonnenscheck analog dem erfolgreichen NÖ-Modell ausgleicht, um die 
Photovoltaikaktivitäten im Burgenland zu beleben. 

 

16. Strom & Treibstoffe aus nachwachsenden Rohstoff en:  

Biomasse wird nach Wegfall der Fossilenergie in Zuk unft nur als 



Energieträger/speicher für den Winter reichen. Dahe r sollte jetzt schon ein 
wärmegeführter Betrieb solcher Anlagen bindend sein  und man sollte aus den Fehlern 
der Vergangenheit (Kraftwerke im Dauerbetrieb ohne vollständige Wärmenutzung) 
lernen. Wie soll in Zukunft ein wärmegeführter Betr ieb – vor allen zur Deckung des 
Raumwärmebedarfs - sichergestellt werden? 

SPÖ: Generell muss der Wärmebedarf im Burgenland reduziert werden. Dies geschieht 
durch die Förderung von Gebäudedämmung bis hin zu Passivhäusern. Bei der Produktion 
von anderen Energieträgern wie Strom, Gas oder Treibstoff sollen Verfahren angestrebt 
werden, welche mit wenig oder gar keinem Wärmeabfall auskommen. Hier muss allerdings 
auf den jeweiligen Entwicklungsstand der Technik Bedacht genommen werden.  

ÖVP: Durch einen Mix an verschiedenen erneuerbare Energieträger 

FPÖ: Grundvoraussetzung dafür ist zunächst die richtige Dimensionierung der Anlage. 
Auch der Einsatz des Stirlingmotors wird sich wohl in den kommenden Jahren endlich 
durchsetzen. 

GRÜNE: Biomasse wird nach Wegfall der Fossilenergie in Zukunft nur als 
Energieträger/speicher für den Winter reichen. Daher sollte jetzt schon ein wärmegeführter 
Betrieb solcher Anlagen bindend sein und man sollte aus den Fehlern der Vergangenheit 
(Kraftwerke im Dauerbetrieb ohne vollständige Wärmenutzung) lernen. Wie soll in Zukunft 
ein wärmegeführter Betrieb – vor allen zur Deckung des Raumwärmebedarfs - sichergestellt 
werden? 
Antwort: Ja, das sehen wir Grüne auch so. Der Standort für ein Biomassekraftwerk soll so  
gewählt werden, dass bestehende AbnehmerInnen für die produzierte Wärme vorhanden 
sind und nicht neue Nutzungsformen erst geschaffen werden müssen, die vorher nicht da 
waren. Eine andere Möglichkeit ist, dass der Bund die geförderten Tarife für Biomasse nur 
im Winter gibt, im Sommer sollte der Preis des freien Marktes dafür gelten. 

LISTE BGLD: Grundsätzlich ist eine solche Ausrichtung wünschenswert. Die Frage ist wie 
bei allen derzeit angebotenen alternativen Energiebereitstellungssystemen die 
Massentauglichkeit hinsichtlich des Kostenfaktors und bedarf eines entsprechenden 
Anreizes (Steuer, Förderung). Für Neubauten bzw. Neukonzeptionen (vor allem öffentliche 
Gebäude) könnte die Installation entsprechender innovativer Anlagen als bindend 
ausgerichtet werden.  

Kommentar: 

Hierbei geht es darum, die Biomassenutzung so auszubauen, dass bei Weglassen  der 
fossilen Energieträger diese Versorgungsengpässe ausgeglichen werden können. Vor allem 
Sonnenenergie und Wasserkraft haben im jahreszeitlichen Verlauf das niedrigste Potenzial 
während der Heizperiode. Auch wenn wir unsere Gebäude sehr gut dämmen, wird der 
Energiebedarf im Winter dennoch am höchsten sein (Heizen, Licht, …). Einzig die Biomasse 
steht hier als gespeicherte Energieform zur Verfügung. Biomassekraftwerk, Biogasanlagen 
sollten daher schon jetzt an ein Fernwärmenetz angebunden werden. Diese Ambitionen sich 
derzeit kaum erkennbar. 

Die Grünen nehmen diese Problematik wahr und wollen mit durchaus reellen 
Lenkungsmaßnahmen einen wärmegeführten Betrieb (d.h. effizienter Betrieb ohne großen 
Wärmeverlust) sicherstellen. Die SPÖ und teilweise auch die FPÖ verlassen sich hierbei auf 
technische Lösungen, die keine Abwärme produzieren; diese sind jedoch in den nächsten 
Jahren noch nicht zu erwarten. ÖVP lässt sich eigentlich nicht auf die Fragestellung ein. 

 



 
Abbildung: Jahreszeitlicher Verlauf des sonstigen E nergiebedarfs (Energiebedarf ohne elektr. 
Strom) und das Potenzial der erneuerbaren Energietr äger. (Diplomarbeit A. Haller, 2009) 

 

 
Abbildung: Verwenden der Biomasse als Energiespeich er für die Heizperiode nach 60%iger 
Reduktion des Raumwärmebedarfs (Diplomarbeit A. Hal ler, 2009) 

 

Raumkühlung: 

Aufgrund des begrenzten Potenzials von Biomasse sollte keine Wärme aus Biomasse für 
Kühlzwecke verwendet werden. Das Solarenergieangebot und der Kühlenergiebedarf passen 
naturgemäß recht gut zusammen. Die Technologien für das Kühlen mit Sonnenenergie sind in 
Österreich vorhanden. 

17. Wie stehen Sie zu einem verpflichtenden Vorrang  für solare Kühlung? Wie soll das 
umgesetzt werden? 

SPÖ: Bei optimal gedämmten Gebäuden reduziert sich auch der Kühlbedarf. Hier ist zuerst 
anzusetzen um diesen so gering wie möglich zu halten. Die Förderung von solaren 



Kühlanlagen ist aktuell und auch in Zukunft nicht vorgesehen, da für jeden einzelnen 
Standort je nach den örtlichen Gegebenheiten eine andere Kombination von erneuerbarer 
Energiegewinnung nötig sein kann. Die automatische Wohnraumlüftung, meistens mit einer 
Wärmepumpe kombiniert, wird bereits über die Alternativenergie- und auch über die 
Wohnbauförderung (Ökopunkte) sinnvoll gefördert!  

ÖVP: Positiv, mit Förderungen. 

FPÖ: Das kann in einem Landesgesetz geregelt werden. Ich bin dafür, eine Initiative für den 
Vorrang der solaren Kühlung umzusetzen. 

GRÜNE: Die Grünen sind für eine gesetzliche Verpflichtung, dass für Klimaanlagen eine 
leistungsgleiche Photovoltaikanlage, so wie in Lichtenstein, errichtet werden muss. 

LISTE BGLD: Siehe Antwort zu 16. 

Kommentar: 

Während ÖVP, FPÖ, Grüne eindeutig die Forcierung der solaren Kühlung bevorzugen, hat 
die SPÖ an den Kühlenergiebedarf im Geschäfts-, Büro und andern Betriebsgebäuden nicht 
gedacht. Es ist löblich, dass die SPÖ erkennt, dass man im Wohnbereich mit guter 
Gebäudekonzeption den Kühlenergiebedarf in unseren Breiten weitgehend vermeiden kann.  

 

Mobilität: 

Das Verkehrsaufkommen in der Luft und auf der Straße explodiert. Besonders in Österreich wird 
mehr mit dem Auto gefahren und mehr mit dem Flugzeug geflogen als jemals zuvor (im Bild: 
Personenkilometer pro Kopf und Jahr in Österreich).  

 
Abbildung: Wann sind die Grenzen der Mobilität erre icht? 

 
18. Welche Maßnahmen setzt Ihre Partei, um den in d er Abbildung dargestellten Trend im 

Mobilitätsbereich zu stoppen? 



SPÖ: Folgende Maßnahmen haben wir umgesetzt bzw. wollen wir rasch umsetzen: 
·  attraktive Pendlerförderung bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
·  Ausbau und Modernisierung des Burgenländischen Schienenetzes (z.B. Elektrifizierung 

Wulkaprodersdorf – Eisenstadt – Neusiedl am See, Schleife Wulkaprodersdorf, 
Neusiedler Seebahn Strecke) 

·  Ausbau der Park & Ride Anlagen (z.B. Mattersburg/Wiesen/Sigleß, Weppersdorf, 
Deutschkreutz, Parndorf, etc.) 

·  Verdichtung des Fahrplanangebotes 
·  Verdichtung Buskurse 
·  Nahverkehrsprojekt Discobus (www.discobis.at) 
·  Förderung der Benutzung von Fahrrädern (Unterstützung Gemeinden bei Radkonzepten) 
·  Förderung der Elektromobilität 

ÖVP: Energiesparwettbewerb für Gemeinden zur Bewusstseinsbildung. E-Mobilität ist für 
die ÖVP ein wichtiger Bereich und soll auch dementsprechend gefördert werden.  

FPÖ: Die Schaffung gesunder regionaler Wirtschaftskreisläufe ist vor allem für das 
Burgenland von erheblicher Bedeutung. Rund 50.000 Menschen sind als Burgenland-
Pendler gezwungen, abseits des Wohnortes einer Beschäftigung nachzugehen.  
Wir müssen in Österreich auch endlich den Mut haben, in eine tatsächlich leistungsfähige 
Bahninfrastruktur zu investieren. 500 Euro bezahlt jeder Steuerzahler Jahr für Jahr in die 
Kassen der Bahn, ohne auch nur einen Kilometer damit gefahren zu sein. Da ist es 
vernünftig, diese Bahn umfassend zu modernisieren und das lange versprochene 
Österreich-Ticket endlich zu realisieren. 
Wir sind für die Freiheit des Bürgers, den Individualverkehr zu nutzen. Die Elektromobilität 
hat in diesem Zusammenhang Zukunft und wird das Auto mit Verbrennungsmotor ablösen. 
Österreich ist gut beraten, in Zusammenarbeit mit der BRD die notwendige Infrastruktur zu 
schaffen und das Normungswesen aufeinander abzustimmen.  
Das Land selbst hat die Möglichkeit seinen Fuhrpark sofort umzustellen und auch die 
Landesgesellschaften mit einzubeziehen. Die im Burgenland gerne genutzten und 
geförderten City Taxis eigenen sich ebenfalls hervorragend für Elektromobilität. Die 
Förderung für das City-Taxi soll daher mit dieser Frage verknüpft werden. 

GRÜNE: Wir Grünen lehnen den weiteren Ausbau von Schnellstraßen und Autobahnen ab. 
Die Erreichbarkeit ist in Burgenland überall ausreichend gegeben. Die derzeit geplanten 
Straßenprojekte dienen lediglich dem Transitverkehr und sollten alle aus dem 
Bundesstraßengesetz genommen werden. Denn mehr hochrangige Straßen, desto mehr 
Verkehr. 
Mobilität heißt: Ziele erreichen. Es ist ein Eckpfeiler Grüner Politik, alles zu unternehmen, 
damit diese Mobilität umweltschonend, energiesparend, komfortabel, barrierefrei - also: für 
alle zugänglich - und kostengünstig - also: für alle leistbar - möglich ist. Unser derzeitiges 
Verkehrssystem wird diesen Anforderungen nicht gerecht: Es ist umweltbelastend, 
energieverschwendend und unnötig teuer für die/den Einzelne/n ebenso wie für die 
Allgemeinheit. Und es zwingt viele Menschen in den Stau anstatt ihnen die viel zitierte 
Freiheit der Verkehrsmittelwahl zu geben.  
Grüne Forderungen sind:  
Kurzstrecken mit dem Rad oder zu Fuß sparen überproportional Schadstoffe, reduziert die 
Lärmbelastung und verbessert die Unfallbilanz. Kurze Wege durch entsprechende 
Infrastruktur attraktiver für diese Gruppen zu machen, z.B. durch Masterpläne für Radfahren 
Offensive bei Bus und Bahn: Wir Grüne fordern eine gesetzlich festgelegte 
Mindesterschließung mit Bus, Bahn oder Sammeltaxi und einen bundesweiten integrierten 
Taktverkehr, die Einführung einer „Mobilitätscard“ für alle Verkehrsmittel, die automatisch 
den jeweils günstigsten Tarif abbucht.  
Finanzielle Unterstützung durch die öffentliche Hand bei regionalen Nahverkehrsprojekten. 
Verkehrserregerabgabe für Einkaufszentren auf der grünen Wiese. 
Mehr Gerechtigkeit bei der staatlichen Unterstützung der Pendelnden – Kilometergeld und 
Pendlerpauschale sollen in ein einheitliches, entfernungsabhängiges und sozial gerechtes 



Mobilitätsgeld umgebaut werden. Flankiert sollte dieser Um au durch Investitionen in 
betriebliches Mobilitätsmanagement und zurückhaltende Preispolitik bei den öffentlichen 
Verkehrsmitteln werden. 
Das grüne Mobilitätskonzept kann unter folgendem Link abgerufen werden: 
http://www.gruene.at/verkehr/verkehrswende/ 

LISTE BGLD: Hier käme wieder (wie beim Großteil der Maßnahmen) die Umstrukturierung 
des derzeitigen Steuersystems auf ein „Ökologisches Steuersystem“ zum Tragen. D.h. alles 
was Ressourcen verbraucht wird teuerer, alles was sie schont wird billiger. Dies im 
Zusammenklang mit der Schaffung von Arbeitsplätzen im Land hat das größte Potential zur 
Senkung der Mobilität vor allem im Individualverkehr. Als kurzfristige Maßnahme muss der 
gezielte Ausbau des öffentlichen Verkehrs Vorrang haben. Ungünstige Erreichbarkeiten in 
weniger zentralen Teilregionen des Landes und fehlende Angebote im öffentlichen Verkehr 
sind sicherlich die Hauptgründe für den hohen Anteil des PKW – Verkehrs im Burgenland. 
Darüber hinaus muss die Produktion von Gütern des täglichen Gebrauchs (Lebensmittel) 
vor Ort im Focus einer landesspezifischen Wirtschaftspolitik stehen, um den 
Transport/Transit dieser Güter aus weit entfernten Regionen zu reduzieren. „Made in 
Panonnia “ wäre als Qualitätsmarke zu entwickeln und mit entsprechenden ökonomischen 
Anreizen zu fördern.  

Kommentar: 

Bei den obigen Antworten bekennt sich die SPÖ zu weiteren Verbesserungsmaßnahmen im 
öffentlichen Verkehr und zur Förderung der Elektrofahrzeuge. Positiv sehen wir 
insbesondere die Elektrifizierung einiger Bahnstrecken im Burgenland. Dass es der ÖVP mit 
Bewusstseinsbildung und E-Mobilität gelingen könnte, die Verkehrszunahme zu stoppen, 
wird ihr wohl niemand abnehmen.  

Der Verkehr war und ist der schwierigste Brocken für den Klimaschutz. Unser heimisches 
Potenzial für Biotreibstoffe reicht nicht einmal für 15% Biotreibstoffe in Österreich. Für 
Elektrofahrzeuge brauchen wird wieder mehr Strom, den wir derzeit noch nicht aus 
erneuerbaren Quellen haben (wollen wir Kohle- oder Atomkraftwerke bei unseren Nachbarn 
unterstützen?) 

Die Elefantenrunde am 5.5.10 im Kulturzentrum Eisenstadt zeigte hier große Lücken bei den 
Klimaschutzambitionen der Großparteien SPÖ und ÖVP auf: Sowohl Niessl als auch Steindl 
bekannten sich zum Ausbau der Schnellstraßen und Autobahnen, um die nächsten 
Großstädte aus dem Burgenland schneller erreichen zu können. Das ist zwar populär, aber 
es werden noch mehr Burgenländer außerhalb des Burgenlandes einkaufen und arbeiten 
können, sodass die regionale Wirtschaft in ihrer Entwicklung geschwächt wird. Mehr Straßen 
verursachen mehr gefahrene Kilometer und somit mehr Emissionen und Treibhausgase. 
Steindl möchte sogar die Wochenpendler wieder zu Tagespendler machen – damit  
verfünffachen sich gleich die zurückgelegten Wegstrecken. Wo bleiben da die 
Klimaschutzambition von Niessl und Steindl? 

Im Gegensatz dazu punkteten FPÖ und Grüne mit der Stärkung der regionalen Wirtschaft. 
Reimon konnte mit der Förderung der Telearbeit glaubhaft machen, dass damit Pendler-
Kilometer reduziert und gleichzeitig regionale Wertschöpfung (Einkaufen im Heimatort) und 
Lebensqualität gewonnen werden. 

 

panSol  und EST-S-Bgld stellen fest, dass die Pendlerpauschale nicht zeitgemäß ist, weil 
dadurch nicht nur die wenigen Härtefälle abgefedert werden, sondern auch die 
Speckgürtelbildung um Großstädte unterstützt wird. 
19. Können Sie sich einen klimaschutzorientierten E rsatz der Pendlerpauschale 

vorstellen? 

SPÖ: Grundsätzlich sollen Arbeitnehmer die täglich lange Strecken zur Arbeit zurücklegen 
müssen und somit hohe finanzielle Aufwendungen haben, steuerlich entlastet werden. 



Personen die bereits jetzt am Arbeitsweg öffentliche Verkehrsmittel benutzen, profitieren 
von den Zuzahlungen seitens Bund und Land: 50% der tatsächlichen Kosten einer Wochen-
, Monats- und Jahreskarte werden bereits jetzt von Bund und Land aufgebracht. Im 
Burgenland soll die beste Pendlerförderung aller Bundesländer gesichert und weiter 
ausgebaut werden – vor allem durch einen Fahrtkostenzuschuss auch für kurze 
Fahrtstrecken in Form eines Pendlerbonus für Niedrigverdiener.  

ÖVP: Für die Umsetzung müssen alle Möglichkeiten in Betracht gezogen werden. 

FPÖ: Im Rahmen der Schaffung des Österreich-Tickets wäre dieses eine gute Alternative 
zur Pendlerpauschale. 

GRÜNE: Das derzeitige System der staatlichen Unterstützung von Pendelnden ist sozial 
ungerecht und ökologisch suboptimal, weil es das PKW-Pendeln besser stellt und für 
Gutverdienende infolge ansteigender Möglichkeiten steuerlicher Geltendmachung 
(Werbungskosten) lukrativer ist. Die Grünen fordern mehr Gerechtigkeit und die Belohnung 
umweltschonenden Verhaltens.  
Dazu sind insbesondere folgende Maßnahmen nötig: Mobilitätsgeld für alle PendlerInnen: 
Ein gerechtes, einheitliches, entfernungsabhängiges Mobilitätsgeld stellt sicher, dass Öffi-
BenutzerInnen und Menschen mit geringem Einkommen und Fahrgemeinschaften im 
Gegensatz zum derzeitigen km-Geld und zum Pendlerpauschale nicht mehr benachteiligt 
werden. Dazu müssen der km-Geld-Satz ebenso vereinheitlicht werden wie die Sätze des 
Pendlerpauschales bei gleichen Distanzen; die Möglichkeiten der steuerlichen 
Geltendmachung müssen so umgebaut werden, dass die derzeitige Umverteilung 
zugunsten der Gutverdienenden durch eine Gleichbehandlung Wenigverdienender 
überwunden wird. Die derzeitigen steuerlichen Nachteile für Fahrgemeinschaften müssen 
ebenfalls ausgeräumt werden. 

LISTE BGLD: 

Die Frage stellt sich so nicht. Pendlerpauschale bleibt Pendlerpauschale, auch wenn sie 
klimaschutzorientiert konzipiert ist. Wie sollte dieser Ersatz aussehen? Die 
Burgenländer/innen müssen zu ihren Arbeitsplätzen kommen und sind noch immer in erster 
Linie auf das Auto angewiesen und werden damit mehrfach belastet. Insgesamt werden die 
Autofahrer mit einer „Siebenfach-Steuer“ belegt Zur Mineralölsteuer, der motorbezogenen 
Versicherungsteuer und der Normverbrauchsabgabe kommen die Mehrwertsteuer, die 
Umsatzsteuer beim Autokauf, die normale Versicherungssteuer und die Vignette.  
Um es zu wiederholen: Nur die Schaffung von nachhaltigen Arbeitsplätzen im Burgenland 
hat das Potential das Pendlerproblem zu reduzieren.  

Kommentar: 

Die Pendlerpauschale möchte niemand so recht abschaffen. SPÖ, LBL und ÖVP möchte am 
bestehenden System nichts ändern. Die FPÖ hat mit dem Östereichticket statt 
Pendlerbauschale eine ökologische Alternative parat. Die Grünen wollen zusätzlich zur 
Belohnung ökologischen Verhaltens die Pendlerpauschale mehr auf die Niedrigverdiener 
konzentrieren. Auch die bestehende steuerliche Benachteiligung von Fahrgemeinschaften 
sollte weggeräumt werden, damit mehr Anreiz zur Bildung von Fahrgemeinschaften besteht. 

 

20. Wie stehen Sie zu höheren Transportabgaben im G üterbereich? 

SPÖ: Im Bereich des Güterverkehrs sind Anreize für eine weitere Verlagerung auf Schiene 
und Wasserstraße zu schaffen, auch durch eine günstige Tarifgestaltung und steuerliche 
Anreize. Die Kostenwahrheit im LKW-Verkehr durch die höhere Beanspruchung der 
Infrastruktur muss aber in einem EU-weiten Abstimmungsprozess hergestellt werden. Eine 
Entschließung an den Bund zur Ökologisierung des Mautsystems haben wir 2009 im 
Landtag verabschiedet. 

ÖVP: Muss gemeinsam mit Wirtschaftsvertretern abgestimmt werden 



FPÖ: Siehe dazu die Antwort auf Frage 13. 

GRÜNE: Es ist notwendig das Transportaufkommen insgesamt zu reduzieren. Regionale 
Wirtschaftskreisläufe machen das möglich. Da der Transport offensichtlich zu billig ist, 
können wir uns schon Lenkungsmaßnahmen vorstellen. In erster Linie muss aber die Bahn 
eine brauchbare Alternative werden. 
Güter werden heute (in Österreich und in Europa) nicht intelligent transportiert. Die 
"Preislandschaft" ist zugunsten der Straße bzw. des LKW verzerrt: Die LKW-Maut ist zu 
niedrig, berücksichtigt keine externen Kosten (Umweltschäden, Gesundheitsschäden, 
Unfallfolgekosten ...), wird nicht flächendeckend, sondern nur auf Autobahnen eingehoben, 
steigt nicht Jahr für Jahr wie die Schienenmaut. Durch fast 100% Verwendung der 
Mauteinnahmen für weiteren Straßenbau wird LKW-Lawine weiter angekurbelt. Durch zu 
wenig Kontrollen bleiben verbreitete Vergehen bei Arbeitszeit- und Sicherheitsvorschriften 
unbeanstandet, was einen weiteren unfairen Vorteil gegenüber der Schiene bedeutet. Damit 
intelligenterer, zugleich umwelt- und menschenschonender Gütertransport möglich wird, 
müssen diese Schieflagen korrigiert werden. 
LKW-Maut bremst Transitlawine: Ausdehnung der LKW-Maut, umgehend auf 
Ausweichstrecken, schnellstmöglich auf das gesamte Straßennetz wie in der Schweiz, wo 
die Wirkungen der seit 2001 eingehobenen (noch dazu zweieinhalbmal höheren) LSVA 
(Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe) wirtschaftlich wie verkehrspolitisch positiv 
sind und zugleich keine Nachteile für Endverbraucher messbar waren.  
"Indexierung" im Sinne einer Anhebung um 5 % pro Jahr stellt Gleichklang mit der Bahn 
(jährlich steigende "Schienenmaut") her. 

LISTE BGLD: Siehe Beantwortung zu Fragen 10. und 18. Die Belastung des Transports von 
Gütern bei gleichzeitiger Entlastung der Produktion vor Ort wäre ein Angelpunkt der 
Umstrukturierung zum ökologischen Steuersystem.  

Kommentar: 

Die SPÖ verlagert die Problematik auf EU-Ebene, was die beliebte „Flucht auf eine andere 
Ebene“ darstellt.  

Die ÖVP vertagt die Antwort auf eine Abstimmung mit Wirtschaftsvertretern, wobei hier jede 
Antwort möglich ist, je nachdem, welche Sparte man um eine Antwort bittet…..  

Die Grünen wollen mit einer 5%-igen Steigerung der LKW-Maut die Bevorzugung des 
Straßentransits gegenüber der Bahn ausgleichen. 

 

Die Erhaltung von Bahnlinien entgegen den kurzfristigen Geboten des Marktes hat sich 
rückblickend betrachtet oft als sinnvoll erwiesen. Abgesehen von der momentanen Nutzung sind 
Bahnlinien strategisch wertvolle Objekte, alleine, weil sie zusammenhängende Flächen 
darstellen. 
 
21. Können Sie ausschließen, dass Ihre Partei im Fa lle von burgenländischen Bahnlinien 

und den diesen zugeordneten Flächen der Umwidmung v on Verkehrsflächen in 
andere Widmungsarten in Zukunft zustimmt? 

SPÖ: Tatsache ist, dass Bahnlinien und die für den Bahnbetrieb notwendigen Flächen im 
Burgenland nicht als Verkehrsfläche gewidmet, sondern als „Bahngrund“ kenntlich gemacht 
sind. So gesehen stellt sich die Frage nach einer Umwidmung solange nicht, bis 
„Bahngründe“ ihre ursprüngliche Funktion verlieren und nachweislich für einen zukünftigen 
Bahnbetrieb nicht erforderlich sind. Man muss sich das fallbezogen im Detail ansehen. 
Auszuschließen sind jedoch Rückführungen von „Bahngrund“ in eine andere Widmung, 
wenn nach Umwidmung ein zukünftiger Bahnbetrieb behindert oder unmöglich gemacht 
werden würde. 

ÖVP: Ja. 



FPÖ: Ja, denn das wäre ein Rückschritt. 

GRÜNE: Ja. Die Grünen haben in ihrem Abkommen mit der SPÖ im Jahr 2000 den Erhalt 
der Nebenbahnen eingefordert. Die Bahnlinie Wulkaprodersdorf – Neusiedl war bereits dem 
Untergang geweiht. Es ist erfreulich, dass sie nun attraktiviert wurde. Leider steigt man am 
Bahnhof in Eisenstadt aus und kann in kein öffentliches Verkehrsmittel umsteigen. Ein ÖV-
Knoten, so wie es das burgenländische Verkehrskonzept seit 1994 bereits vorschlägt, ist bis 
heute nicht umgesetzt worden. 

LISTE BGLD: Pauschalerklärungen sind unseriös. Grundsätzlich ist dem Erhalt von 
Bahnlinien der Vorzug zu geben, wenn allerdings entsprechend sinnvolle Anbindungen 
fehlen bzw. von anderen zuständigen entscheidungsträgern gekappt werden, muss die 
Kosten/Nutzenrelation und die langfristig ökologische Wertigkeit geprüft werden.  

Kommentar:  

Die formale Richtigstellung nehmen wir gerne zur Kenntnis und freuen uns über die 
Strategie „pro Bahninfrastruktur“. 

Bewusstseinsbildung & Vorbildwirkung: 

23. Haben Politiker eine wichtige Vorbildfunktion i m Bereich Klimaschutz?  

SPÖ: Natürlich, und zwar auf allen Ebenen – ob Gemeinde, Land oder Bund. Dieser 
Vorbildwirkung müssen wir künftig noch mehr gerecht werden. Erste Schritte sind getan, wie 
z.B. Installation von PV-Anlagen an öffentlichen Gebäuden (z.B. Landhaus Neu als größtes 
Sonnenkraftwerk des Burgenlandes) oder Anschaffung von Elektrofahrzeugen. In meiner 
Gemeinde Draßburg habe ich vor ca. einem Jahr ein Elektrofahrzeug in Betrieb genommen 
sowie 2 Elektrotankstellen registriert, eine davon an meiner privaten Wohnadresse. 

ÖVP: Sehr wohl, Politiker sollen nicht nur vom Klimaschutz reden sondern diesen auch aktiv 
betreiben. Vor allem Bürgermeister haben viele Möglichkeiten, um entsprechende 
Maßnahmen zu setzen.  
Die ÖVP Politiker waren und sind hauptverantwortlich, dass im Burgenland bereits 8 
bäuerliche Biogasanlagen, 75 Ortsteile mit Biomasse versorgt werden und über 200 
Windräder Strom liefern. 85 Mio. Liter fossiles Heizöl werden dadurch ersetzt. Dadurch 
bleiben 60 Mio. EURO an Wertschöpfung in der Region.  

FPÖ: Davon bin ich eigentlich nicht überzeugt. Die Menschen orientieren sich dabei nach 
eigenen Wertvorstellungen und letztendlich auch an den Kosten für fossile Energieträger. 

GRÜNE: Ja. Man kann nicht Wasser predigen und Wein trinken. Unsere PolitikerInnen 
kennen die Welt nur durch die Windschutzscheibe. Würden sie selbst öffentlich fahren – aus 
Überzeugung – würde die Welt des öffentlichen Verkehrs ganz anders ausschauen.  
Mein Beitrag als Vorbildfunktion: Ich fahre mit Bus und Bahn, wann immer ich kann. Die 
Menschen sehen mich und sprechen mich auch sehr oft darauf an. Ich fahre häufig mit dem 
Rad – vor allem Kurzstrecken und im Dorf. 

LISTE BGLD: Jede in der Öffentlichkeit stehende Person hat Vorbildwirkung. Politiker 
hätten den Vorteil, dass man sie mittels rechtlicher Vorgaben sogar dazu zwingen kann. 
(Umrüstung des Fuhrparks auf E-Cars bzw. Hybridfahrzeuge, Reisekilometer Limit pro Jahr, 
Einsatz von Videokonferenzen, Ökologisierung der öffentlichen Verwaltung etc.) 

Kommentar: 

Die Installation der PV-Anlage am Landhaus Neu ist tatsächlich ein wichtiger und 
erfreulicher Schritt. Jede Aktivität, die Politiker in ihrer öffentlichen Funktion aber auch privat 
als positives Vorbild erscheinen lässt, ist sehr zu begrüßen. Die Treibstoff fressende 
schweren Dienstwägen unserer Spitzenpolitiker geben nicht unbedingt die Vorbildwirkung 
ab. Auffallend: Hofer (FPÖ) fährt dienstlich mit einem kleine Smart obwohl er nicht von der 
Vorbildwirkung nicht überzeugt ist. 



Wir werden gerne weiter verfolgen, welcher PolitikerIn sich im Privat- und Arbeitsbereich 
energieautark machen wird. 

 

Die Vereine panSol  und EST-S-Bgld haben in den letzten Jahren ehrenamtlich unabhängige 
und firmenneutrale Bewusstseinsbildungsarbeit durch Vorträge, Publikationen, 
Projektanregungen und intensive Medienarbeit geleistet. Wir decken damit einen weiten Bereich 
jener Leistungen ab, für die in anderen Bundesländern (fast ausschließlich) vom Land 
geförderte Energievereine zuständig sind. 

24. Wird Ihre Partei diese Arbeiten in Zukunft unte rstützen, sodass wir unsere 
gemeinnützigen Leistungen fortsetzen können und die se in Zukunft auch mit 
bezahltem Fachpersonal intensivieren können? 

SPÖ: Die burgenländische Energieagentur deckt viele dieser Agenden hervorragend ab. 
Zusammen mit den beiden genannten Vereinen gelingt es im Burgenland sehr gut, diesen 
wichtigen Bereich der Klimaschutz-Arbeit abzudecken. Wir werden uns auch künftig dafür 
einsetzen, dass die Bewusstseinsbildung im Interesse aller BurgenländerInnen mit 
öffentlichen Mitteln gefördert wird. Zur gemeinsamen Auslotung von 
Verbesserungsmöglichkeiten sind wir gerne bereit.  

ÖVP: Ja, vorbildliche Aktionen müssen einfach verstärkt unterstützt werden. 

FPÖ: Ja! 

GRÜNE: Ja, sehr gerne. Wir würden uns freuen, wenn die Bevölkerung unabhängig 
informiert würde. Wir sehen ihr großes Engagement zur Information und 
Bewusstseinsbildung und sind sehr froh darüber und nehmen dieses große Fachwissen 
auch gerne in Anspruch. 

LISTE BGLD: Im Rahmen klarer Förderrichtlinien, um Transparenz und Effizienz der 
Vergabe von öffentlichen Geldern zu garantieren, durchaus vorstellbar.  

Kommentar: 

Erfreulich für uns �  . Warum soll auch immer das Prinzip gelten „was nichts kostet ist nichts 
wert.“  


